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A. Deutsche Europapolitik — 

Bilanz und Ausblick 

Allgemeines 

1 . Die Europäische Gemeinsdiaft war auch im Be- 
riditszei träum sdiwexeii Belastungsproben unter- 
worfen. Eine durdi die Ölverknappung und insibe- 
sondere die Ölpreissteigerung ausgelöste weltweite 
Energiekrise mit ihren Auswirkungen auf das Welt- 
währungssystem sowie eine sich beisdileunigende 
Inflation mit daraus resultierenden Zahlungsbilanz- 
ungleichgewichten führten zu zunehmenden Diver- 
genzen der wirtschaftlichen Entwicklung innerhalb 
der Gemeinschaft. Sie wurden teilweise mit einseiti- 
gen nationalen Schutzmaßnahmen beantwortet und 
damit Zollunion und Gemeinsamer Agrarmarkt, die 
Kernstücke der europäischen Integration, in ihrem 
Bestand bedroht. Wenn auch die krisenhafte Situa- 
tion sich inzwischen durch gemeinsame Stabilitäts- 
bemühungen der Partnerstaaten entspannt hat, 
werden in der Zukunft alle Anstrengungen und ein 
solidarisches Verhalten innerhalb der Gemeinschaft 
nötig sein, um das bisher erreichte Maß an Inte- 
gration ZU erhalten und weiter ausbauen zu können. 

Die Wünsche der britischen Regierung, Neuverhand- 
lungen über die Beitrittsbedingungen zu führen, 
haben zusätzliche Probleme aufgeworfen, die im 
wesentlichen noch ungelöst sind. Die Bundesregie- 
rung hofft zuversichtlich, daß die britische Regierung 
an einer aktiven Mitwirkung Großbritanniens in 
der Gemeinschaft festhalt en wird, damit Europa in 
der Welt die Rolle spielen kann, die ihm zukommt. 

Im ganzen ist festzustellen, daß trotz aller Schwierig- 
keiten im Berichtszeitraum auch in wichtigen Be- 
reichen, so z. B. in den Außenbeziehungen der Ge- 
meinschaft Fortschritte erzielt werden konnten. 
Ansätze zu einer positiven Fortentwicklung der 
Integration zeichnen sich ab. Die Bundesregierung 
begrüßt in diesem Zusammenhang die von der 
französischen Präsidentschaft eingeleitete Initiative, 
durch häufigere informelle Treffen der Regierungs- 
chefs dem europäischen Einigungswerk neue Im- 
pulse zu geben. Für die Bundesregierung bleibt die 
Einigung Europas das zentrale Thema ihrer Politik. 
Dieses Ziel setzt eine fortschreitende wirtschaftliche 
Integration und eine immer dichter werdende außen- 
politische Zusammenarbeit der neun Staaten voraus, 
die in eine Europäische Union münden sollen. 

Institutionelle Fortentwicklung 

2 . Die Bundesregierung hat sich konsequent und 
nachdrücklich für eine Stärkung der Institutionen 
der EG eingesetzt, insbesondere für eine Erweite- 
rung der Rechte des Europäischen Parlaments. Ein 
erster Schritt in dieser Richtung wurde mit der 
Einigung im Rat am 4. Juni 1974 über eine Stärkung 
der Haushaltsbefugnisse des EP getan. Der Vor- 


schlag der Bundesregierung, zugleich mit der Erwei- 
terung der Haushaltsbefugnisse des EP, die im Zu- 
sammenhang mit dem am 1. Januar 1975 wirksam 
werdenden System der eigenen Einnahmen der Ge- 
meinschaft erforderlich geworden ist, dem EP auch 
gewisse legislative Befugnisse einzuräumen, hat 
leider nicht die notwendige Unterstützung der übri- 
gen Mitgliedstaaten gefunden. 

3. Im Juni 1974 hat der Rat eine Reihe von Be- 
schlüssen gefaßt, die eine Stärkung seiner politi- 
schen Funktion und eine Straffung und Besdileund- 
gung seiner Beschluß verfahren zum Ziel haben. 
Der Bundesregierung geht es jedoch nicht nur um 
die Stärkung eines Organs, vielmehr sollte allen 
Organen der Gemeinschaft, die in einem ausgewo- 
genen Verhältnis zueinander stehen, ihre volle 
vertragsgemäße Entfaltung ermöglicht werden. 

Innerer Ausbau 

4 . Die wirtschaftliche Entwicklung in den Mitglied- 
staaten verlief unter den Auswirkungen der öl- 
verteuerung sehr uneinhedtlich. Besondere Besorg- 
nis erweckte dabei das in mehreren Staaten gege- 
bene Zusammentreffen hoher Zahlungsbilanzdefizite 
mit starken Inflationsraten und großen Haushalts- 
fehlbeträgen. Die Einführung einer Bardepotpflicht 
Italiens auf alle Einfuhren einschließlich solcher aus 
der Gemeinschaft machte die mit solchen Ungleich- 
gewichten verbundene Gefährdung des freien Wa- 
renverkehrs besonders deutlich. Es setzte sich aber 
auch weiter die Erkenntnis durch, daß nunmehr eine 
abgestimmte Stabilitätspolitik den unbedingten 
Vorrang erfordert. In diesem Sinne traten in den 
meisten Mitgliedsländern Stabilsierungsprogramme 
in Kraft. Besondere Bedeutung hatte hierfür die 
Abstimmung einer deutsch-französischen Parallel- 
strategie. Die Bundesrepublik zeigte durch einen 
Notenbankkredit an Italien, daß sie auch bilateral 
zur Unterstützung nationaler Stabilitätsbemühimgen 
bereit ist. 

5 . In der Währungspolitik setzten die Partner der 
„Restschlange" den Währungs verbünd fort, an dem 
sich auch Schweden, Norwegen und Österreich be- 
teiligen. Die Gemeinschaft ergriff eine erfolgreiche 
Initiative zur Remobili'sierung der Goldreserven; es 
gelang damit, zu einer internationalen Verständi- 
gung über den Einsatz von monetären Goldbe- 
ständen zu kommen. Besondere Aufmerksamkeit 
galt den in der Gemeinschaft vorhandenen Wäh- 
rungsbeiständen, von denen der kurzfristige, und 
zwar zugunsten Italiens, erstmals eingesetzt wurde. 

6. In der Regionalpolitik war eine Entscheidung 
über den Regionalfonds wegen der völlig unter- 
schiedlichen Auffassungen der Mitgldedstaaten über 
die Höhe des Fonds und die Kriterien der Mittel- 
verteilung noch nicht möglich. Die Verhandlungen 
über den Fonds ruhen seit dem Frühjahr. Die 
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Kommission übernahm es jedoch, die Aussichten 
einer Wiiederaufnahme in einer Sondierungsarunde 
zu ermitteln, die gegenwärtig statt findet. 

7 . Im Gemeinsamen Agrarmarkt entstanden im Be- 
richtszeitraum neue außerordentliche Belastungen. 
So beeinträchtigten die Anfang Mai in Kraft gesetz- 
ten Maßnahmen Italiens zum Ausgleich der Zah- 
lungsbilanz den freien innergemeinschaftlichen Wa- 
renverkehr. Die schweren Markt Störungen bei Rind- 
fleisch führten zu einem Importverbot der Gemein- 
schaft, das die Handelsbeziehungen zu Drittländern 
belastet. Sdiließlidi veranlaßte die Beunruhigung 
der europäischen Landwirte wegen sinkender Erzeu- 
gerpreise bei steigenden Betriebskosten die Regie- 
rungen einzelner Mitgliedsländer einseitig nationale 
Sondermaßnahmen zur Stützung ihrer Landwirt- 
schaft zu ergreifen, die mit dem EWG-Vertrag un- 
vereinbar sind. 

Obwohl der Gemeinsame Agrarmarkt auch diesen 
Belastungen standhielt und für einige der erwähn- 
ten Probleme bereits tragbare Lösungen gefunden 
werden konnten, ist nicht zu übersehen, daß die 
Gefahr eskalierender Gegenmaßnahmen nur mit 
Mühe gebannt werden konnte, und Gemeinschafts- 
grundsätze sowie -verfahren in dieser Zeit nicht 
den Rang einnahmen, der ihnen zukommen sollte. 
Die Bundesregierung hat sich nachdrücklich gegen 
die vertragswidrigen nationalen Hilfsmaßnahmen 
einzelner Mitgliedstaaten gewandt und wird sich 
weiterhin konsequent für die Erhaltung des Ge- 
meinsamen Agrarmarkts einsetzen. Sie hat keinen 
Zweifel an ihrer Ansicht gelassen, daß es zur Siche- 
rung des Fortbestands des Gemeinsamen Agrar- 
markts einer organischen Weiterentwicklung bedarf. 

8 . Im Energiebereich kommt der Integrationsprozeß 
bisher langsamer voran als auf anderen Gebieten. 
Die Strukturverschiedenheiten der einzelnen Volks- 
wirtschaften sind erheblich — Marktsysteme, Markt- 
verhältnisse und Besitzstände an Rohöl weichen 
sehr voneinander ab. Hinzu kommt, daß im Energie- 
bereich wegen starker innen- und außenpolitischer 
Implikationen nach wie vor ein gewisses Streben 
vorhanden ist, sich nationalen Handlungsspielraum 
zu bewahren. 

Jedoch ist es der Kommission gelungen, ein lang- 
fristiges umfassendes energiepolitisches Programm 
für die Gemeinschaft auszuarbeiten. Bisher haben 
darauf alle EG-Mitgliedsländer im Grundsatz positiv 
reagiert. Das Programm kann als guter Ansatzpunkt 
für substantielle Fortschritte in der gemeinschaft- 
lichen Energiepolitik bezeichnet werden. In einer 
Entschließung, die am 17. September vom Rat an- 
genommen worden ist, haben die Mitgliedstaaten 
ihren festen Willen bekundet, eine solche gemein- 
schaftliche Energiepolitik auszuarbeiten. 

9 . In der Sozialpolitik orientieren sich die Arbeiten 
an dem sozialpolitischen Aktionsprogramm vom 
21. Januar 1974. Schwerpunkte sind die Beschäfti- 
gungspolitik und Berufsbildung, die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen und der sozialen Sicherheit. 
Die Einsatzmöglichkeiten des Sozialfonds wurden 


erweitert. Zugunsten der Wanderarbeitnehmer be- 
reitet die Kommission ein erstes Aktionsprogramm 
vor. 


Außenbeziehungen 

10 . Positiv haben sich die Außenbeziehungen der 
Gemeinschaft entwickelt. Die Gemeinschaft hat die 
Verhandlungen mit 44 afrikanischen, karibischen 
und pazifischen Staaten erfolgreich fortgeführt. Das 
Ergebnis der Ministerkonferenz von Kingston läßt 
hoffen, daß es gelingen wird, bis zum Jahresende 
die wesentlichen noch offenen Fragen zu lösen. Da- 
mit wird das Verhältnis der Gemeinschaft zu einem 
wesentlichen Teil der Entwicklungsländer auf eine 
neue Grundlage gestellt. 

11 . Einen wichtigen Schritt auf dem Wege zu einer 
umfassenden weltweiten Entwicklungspolitik der 
Gemeinschaft vollzog der Rat in seiner Sitzung am 
16. Juli 1974. Er gab seine endgültige Zustimmung 
zum Grundsatz einer Finanzhilfe der Gemeinschaft 
auch an nichtassoziierte Entwicklungsländer sowie 
zur Harmonisierung und Koordinierung der Ent- 
wicklungspolitik der Mitgliedstaaten. 

12 . Die Gemeinschaft ist ferner im Begriff, ihre Be- 
ziehungen zu den Ländern des Mittelmeerraums neu 
zu ordnen. Die Förderung der wirtschaftlichen sowie 
der sozialen Entwicklung und damit zugleich der 
politischen Stabilität dieser Region ist für Europa 
lebenswichtig. Die Gemeinschaft hat hierzu zum 
ersten Mal ein Gesamtkonzept erarbeitet, das jetzt 
in die Tat umgesetzt wird. Da dabei zum Teil auch 
divergierende wirtschaftliche Interessen mitspielen, 
ist die Durchsetzung und Verwirklichung im einzel- 
nen nicht einfach. Doch steht zu hoffen, daß die 
Verhandlungen über neue umfassende Abkommen 
mit den Staaten des Maghreb, sowie mit Israel, Spa- 
nien und Malta bald abgeschlossen werden können. 
Diese Abkommen dienen als Modell für ähnliche 
Abkommen mit anderen Anrainern des Mittelmeer- 
raums, dessen vorrangige Bedeutung für Europa 
gerade in jüngster Zeit wieder deutlich geworden 
ist. Darüber hinaus beteiligt sich die Gemeinschaft 
an dem umfassenderen Dialog mit den 20 Mitglied- 
staaten der Arabischen Liga, der nunmehr konkrete 
Gestalt annimmt. 

Besonderes Gewicht im Rahmen der umfassenden 
Mittelmeerpolitik der Gemeinschaft und auch im 
Rahmen der Entwicklung der Gemeinschaft selbst, 
kommt den europäischen Mittelmeerländem zu. Die 
Bundesregierung unterstützt daher die enge Heran- 
führung Griechenlands an das europäische Eini- 
gungswerk, wie sie gegenwärtig von der Gemein- 
schaft eingeleitet wird. Der Rat hat am 17. Septem- 
ber 1974 beschlossen, das Assoziierungsabkommen 
der EG mit Griechenland wieder voll anzuwenden, 
und die institutionelle Zusammenarbeit wiederauf- 
zunehmen. 

13 . Die Beziehungen zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten haben sich in jüngster Zeit 
positiv entwickelt und sind durch eine enge und 
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vertrauensvolle Zusammenarbeit gekennzeichnet. 
Nach einer Periode der Meinungsverschiedenheiten 
zu Beginn dieses Jahres haben insbesondere der 
erfolgreiche Abschluß der Zollausgleichsverhand- 
Irmgen und die Verabschiedung der Atlantischen 
Erklärung von Ottawa zu dieser Entwicklung bei- 
getragen. 

14. Die Gemeinschaft hat ihre Bereitschaft zur Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern Osteuropas schon 
wiederholt erklärt, zuletzt durch den auf deutsche 
Initiative hin gefaßten Ratsbeschluß vom 7. Mai 
1974. Die Bundesregierung begrüßt es, daß nun auch 
die Länder des Rats für gegenseitige Wirtschafts- 
hilfe (RGW) ihr Interesse an Gesprächen mit der 
Gemeinschaft über die Möglichkeiten einer Zusam- 
menarbeit zu erkennen gegeben haben. Dies hat 
auch Bedeutung im Hinblick darauf, daß handelsr 
politische Vereinbarungen nur noch mit der Ger 
meinschaft getroffen werden können. 

15. Am 22. Juli 1974 einigte sich der Rat über die 
Einführung eines Konsultationsverfahrens zu Koope- 
rationsabkommen der Mitgliedstaaten mit dritten 
Ländern. Die Einführung des Konsultationsverfahrens 
bedeutet einen wichtigen Fortschritt, da es bisher 
für die Kooperationspolitik, im Gegensatz zur Han- 
delspolitik, keine Gemeinschaftsregeln gab. Ange- 
sichts der zunehmenden Bedeutung der Koopera- 
tionspolitik im Bereich der internationalen Wirt- 
schaftsbeziehungen war jedoch eine gegenseitige 
Abstimmung unter den Mitgliedstaaten geboten. Das 
neue Konsultationsverfahren gewährleistet, daß die 
Kooperationsabkommen der Mitgliedstaaten im Ein- 
klang mit den Grundsätzen der gemeinsamen Han- 
delspolitik stehen und sichert die notwendige Kohä- 
renz in den wirtschaftlichen Außenbeziehungen der 
Gemeinschaft. 


Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) 

16. Die EPZ hat sich auch unter den schwierigen 
europapolitischen Bedingungen der letzten Monate 
als ein flexibles Instrument europäischer Einigungs- 
politik bewährt. 

Beim EPZ-Ministertreffen am 10. Juni 1974 in Bonn 
bestätigten die Außenminister der Gemeinschaft die 
informelle Einigung über die Information und Kon- 
sultation verbündeter und befreundeter Staaten. Das 
positive amerikanische Echo und der Hinweis auf 
die Bedeutung der europäischen Einigung, die in der 
Erklärung über die atlantischen Beziehungen am 
26. Juni 1974 von den Regierungschefs in Brüssel 
unterzeichnet wurde, sind Zeichen für den Erfolg 
des Klärungsprozesses im Verhältnis Europa — USA. 

17. Ebenfalls am 10. Juni 1974 beschlossen die 
Außenminister die offizielle Einleitung des euro- 
päisch-arabischen Dialogs. Er ist auf eine umfas- 
sende wirtschaftliche und technologische Koopera- 
tion von zwei Nachbarregionen gerichtet, deren 
Wirtschaftsstrukturen einander ergänzen. Nach 
einem ersten Gespräch zwischen Außenminister 
Sauvagnargues und Kommissionspräsident Ortoli so- 


wie dem kuwaitischen Außenminister und dem 
Generalsekretär der Arabischen Liga, Mahmud Riad, 
am 31. Juli in Paris wird es im November 1974 zur 
ersten Sitzung einer Allgemeinen Kommission kom- 
men, in der sich die Vertreter der EG und der Neun 
auf der einen Seite mit den Vertretern der arabi- 
schen Staaten sowie der Arabischen Liga auf der 
anderen Seite über Inhalt und Prioritäten des euro- 
päisch-arabischen Dialogs verständigen wollen. 

18. Die gemeinsame KSZE-Politik, erstes und wich- 
tigstes Beispiel außenpolitischer Gemeinsamkeit der 
Neun, spielte auch unter deutscher Präsidentschaft 
eine bedeutende Rolle im Konferenzverlauf. 

19. Unter französischer Präsidentschaft bewiesen 
die Neun in der Zypernkrise, daß sie auch in Krisen- 
fällen in cier Lage sind, eine gemeinsame Haltung 
zu entwickeln. In mehreren Demarchen bei den 
beteiligten Regierungen setzten sie ihren Einfluß für 
eine schnelle und friedliche Lösung der Zypernfrage 
ein. 

20. Die demokratische Entwicklung in Portugal und 
Griechenland wurde von den neun Außenministern 
am 10. Juni und 16. September 1974 begrüßt und 
dabei der Wille bekräftigt, die von diesen Ländern 
erstrebte Annäherung an Europa zu fördern. 


B. Ausbau der Europäischen 
Gemeinschaft 


I. Institutioneile Fragen 
Europäisches Parlament (EP) 

21. Der Rat beschloß am 4. Juni 1974 zur Stärkung 
der Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parla- 
ments 

— dem EP das Recht einzuräumen, den Haushalts- 
entwurf global zurückzuweisen, 

— einen Rechnungshof der Europäischen Gemein- 
schaften einzusetzen, 

— ein Vermittlungsverfahren zwischen Rat und EP 
bei Meinungsverschiedenheiten über den Erlaß 
von Rechtsakten von allgemeiner Tragweite mit 
gewichtigen finanziellen Auswirkungen einzu- 
führen. 

Die Bundesregierung verfolgt weiterhin das Ziel, 
dem Europäischen Parlament größere materielle Be- 
fugnisse zu übertragen und seine Mitglieder in allen 
Gemeinschaftsstaaten gleichzeitig in direkter Wahl 
bestimmen zu lassen. Sie ist sich bewußt, daß die 
Haushaltsbefugnisse des Parlaments letztlich erst 
dann einen befriedigenden Umfang erreichen wer- 
den, wenn ihm auch echte Gesetzgebungsbefugnisse 
eingeräumt werden. Ihre diesbezüglich weiter- 
gehenden Vorschläge zur Einschaltung des Euro- 
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päischen Parlaments bei Beschlüssen über neue Poli- 
tiken der Gemeinschaft fanden zwar noch nicht die 
Zustimmung der anderen Mitgliedstaaten. Der er- 
zielte Kompromiß ist aber dennoch als ein Schritt 
auf das von der Bundesregierung angestrebte Ziel 
einer Stärkung der Stellung des Europäischen Par- 
laments und einer besseren Kontrolle des Finanz- 
gebarens der Gemeinschaften zu betrachten. 


Rat 

22 . Bis zum 30. Juni 1974 hatte die Bundesrepublik 
Deutschland im Rat der EG turnusmäßig den Vor- 
sitz. Am 1. Juli 1974 ging der Vorsitz auf Frankreich 
über. 

Der Rat faßte eine Reihe von Beschlüssen, die eine 
Stärkung seiner politischen Funktion und die Ver- 
besserung seiner Beschlußverfahren zum Ziele ha- 
ben. So beginnt der Rat nunmehr jede Tagung mit 
einer vertraulichen politischen Aussprache im eng- 
sten Rahmen (Minister, Staatssekretäre, Kommis- 
sion, Ständiger Vertreter). Die Tagesordnung des 
Rats wird durch ein vorbereitendes Gespräch des 
Kommissionspräsidenten mit den Ständigen Vertre- 
tern abgestimmt. 


Wirtschafts- und Sozialausschuß (WSA) 

23 . Der Rat hat am 17. September 1974 die Mit- 
glieder des WSA für die neue vierjährige Amts- 
periode ernannt. Die bisherige Mandatsperiode war 
am 22. August 1974 abgelaufen. 

Je ein Drittel der Mitglieder entfällt auf die Grup- 
pen Unternehmer, Arbeitnehmer und eine „dritte 
Gruppe", der Vertreter der „Allgemeinheit" ange- 
hören sollen. Hervorzuheben ist, daß die Anzahl der 
deutschen Vertreter der Verbraucherinteressen in 
der „dritten Gruppe" von eins auf drei erhöht 
wurde. 


Europäischer Gerichtshof 

24 . Die Vorschläge, die der Gerichtshof der Euro- 
päischen Gemeinschaften im Zusammenhang mit 
dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zur Ände- 
rung seiner Verfahrensordnung und des Artikels 165 
EWG-Vertrag (Besetzung des Gerichts) vorgelegt 
hat, sind von einer Arbeitsgruppe des Rats intensiv 
geprüft worden. Die Prüfung hinsichtlich der Ände- 
rung der Verfahrensordnung wurde abgeschlossen. 
Der Gerichtshof hat dem Rat daraufhin eine über- 
arbeitete Fassung übermittelt, die den vom Rat 
geäußerten Wünschen voll Rechnung trägt. Sie wird 
in Kürze vom Rat genehmigt werden. Die Prüfung 
hinsichtlich der Änderung des Ärtikels 165 EWG- 
Vertrag wird zügig fortgesetzt. 

25 . Im Berichtszeitraum ergingen einige bedeu- 
tende Entscheidungen, die das Gemeinschaftsrecht 
fortentwicfceln: 


Die Rechte des Gemeinschaftsbürgers in den Berei- 
chen des Niederlassungsrechts und der Arbeitneh- 
merfreizügigkeit hat der EuGH weiter verdeutlicht: 
Einen Verstoß gegen Artikel 52 des EWG-Vertrages 
stellt es nach Auffassung des Gerichts dar, wenn 
dem Angehörigen eines Mitgliedstaates allein auf 
Grund seiner Staatsangehörigkeit in einem anderen 
Mitgliedstaat die Zulassung als Rechtsanwalt ver- 
weigert wird (Rechtssache 2/74). Artikel 48 ff. EWG- 
Vertrag und die Bestimmungen der Freizügigkeits- 
verordnung (EWG) Nr. 1612/68 verbieten es den 
Staaten im Gemeinschaftsbereich, Kinder von Ar- 
beitnehmern anderer Mitgliedstaaten von der Aus- 
bildungsförderung auszuschließen (Rechtssache 9/74). 
In Fortführung seiner Rechtsprechung zu den ge- 
werblichen Schutzrechten entschied der EuGH, daß 
die Ausübung solcher Rechte durch die Bestimmun- 
gen des EWG-Vertrages über den freien Warenver- 
kehr, Artikel 30 ff., beschränkt werde; nur soweit 
der Bestand des einzelnen Schutzrechts gefährdet sei 
— etwa bei mißbräuchlicher Benutzung eines Wa- 
renzeichens durch Unberechtigte — , könnten einfuhr- 
beschränkende Auswirkungen hingenommen wer- 
den (Rechtssache 197/73, vgl. ferner Rechtssache 8/74). 

In einer Entscheidung über die gemeinschaftsrecht- 
liche Zulässigkeit eines nationalen Rundfunkmono- 
pols (RAI-Italien) befand der EuGH, daß die Aus- 
strahlung von Fernsehsendungen als Dienstleistung 
i. S. des EWG-Vertrages anzusehen sei; die aus- 
schließliche Übertragung dieses Rechts auf ein Un- 
ternehmen verstößt weder gegen die Grundsätze des 
freien Warenverkehrs noch gegen Artikel 37 — Ab- 
bau von Handelsmonopolen — (Rechtssache 155/73). 


Personalstatut 

26 . Im Mittelpunkt der Arbeiten standen die gel- 
tenden und künftigen Regelungen für das aus For- 
schungs- und Investitionsmitteln besoldete Personal. 
Ferner wurde mit der Prüfung umfangreicher Vor- 
schläge zur Änderung des Statuts der Beamten und 
der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten der Gemeinschaften begonnen. 


II. Wirtschafts- und Währungspolitik 

Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) 

27 . Für die Wirtschafts- und Währungsunion galt 
es im Berichtszeitraum zu verhindern, daß die zur 
Jahreswende 1973/74 sichtbar gewordene Integra- 
tionskrise auf die Zollunion Übergriff, und dadurch 
der WWU die ökonomische Gemeinschaftsbasis ent- 
zogen wurde. Integrationsfortschritte waren ange- 
sichts der politischen und ökonomischen Gegeben- 
heiten nicht zu erwarten. Ein Äusufern der von ein- 
zelnen Partnerländern getroffenen handelsbeschrän- 
kenden Maßnahmen zu einem Wettlauf aller um 
Außenhandelsvorteile konnte nicht zuletzt dank der 
Vermittlungsbemühungen der deutschen Präsident- 
schaft vermieden werden. Inzwischen wird mehr und 
mehr anerkannt, daß der Abstimmung und Koordi- 
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nierung gerade in der Wirtsdiaftspolitik eine domi- 
nante Rolle sowohl bei der Erzielung von dauerhaf- 
ten Integrationsforts diritten als auch für die wirt- 
sdiaftlidie und soziale Stabilität in der Gemeinsdiaft 
zukommt. Die Tagungen des Rats der Wirtsdiafts- 
und Finanzminister — zuletzt am 16. September 
1974 — maditen deutlidi, daß im Lichte dieser Er- 
kenntnis nunmehr eine offenere und vertraulichere 
Aussprache zwischen den Partnerländern möglich ge- 
worden ist, die Hoffnungen auf zukünftige Fort- 
schritte auch in der Sache als nicht unberechtigt er- 
scheinen läßt. Die Erfahrungen mit den WWU-Be- 
schlüssen vom Februar 1974 

— „Stabilitätsrichtlinie" über das konjunkturelle 
Mindestinstrumentarium, 

— „Konvergenzentscheidung" über Koordinierungs- 
verfahren und Konsultationsverpflichtungen, 

— „Beistandsentschließung" über die Verdoppelung 
des kurzfristigen Währungsbeistands der Noten- 
banken 

sind positiv, da auf der Grundlage dieser Verbesse- 
rungen der formalen Voraussetzungen der 1974 
sprunghaft angestiegene wirtschaftspolitische Ab- 
stimmungs-, Koordinierungs- und Konsultationsbe- 
darf der Partnerländer in höherem Maße befriedigt 
werden konnte. 


Konjunkturpolitik 

28 . Noch bis in das späte Frühjahr 1974 hinein 
zielte die Wirtschaftspolitik in den meisten Mit- 
gliedsländern darauf ab, die durch die Verteuerung 
von Erdöl ausgefallene Binnennachfrage durch ent- 
sprechende expansive Maßnahmen zu kompensieren 
und dadurch anfallende vermehrte Zahlungsbilanz- 
risiken durch Finanzhilfe der Gemeinschaft ab- 
decken zu lassen. Daß diese stabilitätswidrige kon- 
junkturpolitische Linie zurückgedrängt werden 
konnte und das Ziel der Preisstabilität wieder mit 
mehr Nachdruck verfolgt wird, geht in nicht gerin- 
gem Maße auf die eigene konsequente stabilitäts- 
politische Haltung der Bundesrepublik zurück. In 
der Entscheidung des Rates vom 4. Juli 1974 über 
die Anpassung der wirtschaftspolitischen Leitlinien 
für 1974 kommt diese neue Priorität explizit zum 
Ausdruck: Zwar müsse die Vollbeschäftigung eben- 
falls vorrangiges Ziel bleiben, „doch ist dies in der 
gegenwärtigen Lage nicht dadurch zu erreichen, daß 
die nominale Binneiinachfrage generell angekurbelt 
wird." 

Der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister hat am 
15. Juli 1974 ein internes Orientierungspapier der 
Kommission zustimmend zur Kenntnis genommen, 
das die gemeinschaftliche Kohärenz der inzwischen 
zumeist verabschiedeten nationalen Stabilisierungs- 
programme sichern soll. In Großbritannien, Däne- 
mark und Irland sind die Bemühungen um mehr 
Stabilität vorläufig in den Anfängen stecken geblie- 
ben. Auf der Tagung des Rates der Wirtschafts- und 
Finanzminister am 16. September 1974 konnte die 
Abstimmung der Anti-Inflationspolitik in der Ge- 
meinschaft nicht weiter verbessert werden, obwohl 
die Kommission in einer Vorlage zur Wirtschafts- 


lage für den Rat konstatiert hatte, daß das Infla- 
tionstempo in der Gemeinschaft immer besorgnis- 
erregender werde. 


Währungspolitik 

29 . Im Beriditszeitraum konnte der Europäisdie 
Währungsverbund („Restschlange") erhalten und 
gefestigt werden, nicht zuletzt durch häufigere Kon- 
sultationen der beteiligten Mitgliedstaaten. In inter- 
nationalen Währungsfragen gelang es, in einzelnen 
Fragen eine einheitliche Meinungsbildung der Mit- 
gliedstaaten voranzutreiben. 

Der besonderen Zahlungsbilanzanspannung Italiens 
hat die Gemeinschaft durch die zweimalige Verlän- 
gerung des am 18, März 1974 gewährten kurzfristi- 
gen Währungsbeistands in Höhe von 1,56 Mrd. Redi- 
nungseinheiten um jeweils drei Monate entgegen- 
gewirkt. Die Deutsche Bundesbank gewährte Italien 
einen Devisenkredit in Höhe von 2 Mrd. S gegen ein 
Golddepot der Banca d'Italia bei der Deutschen Bun- 
desbank. Die damit verbundene Mobilisierung von 
Währungsgold ist das Ergebnis der Initiative, die 
in Zejst von Finanzministern aus EG-Mitgliedstaaten 
ergriffen und von der Zehner-Gruppe in Washington 
bestätigt worden war. Darüber hinaus werden wei- 
tere neue Wege der Bereitstellung von Finanzie- 
rungshilfen durch die Gemeinschaft für einzelne 
Mitgliedsländer gesucht. Ohne Erfolge in der natio- 
nalen Anti-Inflationspolitik wird die gemeinsame 
europäische Währungspolitik jedoch gefährdet 
bleiben. 

30 . Um die Arbeiten zur Koordinierung der Geld- 
und Kreditpolitik voranzutreiben, trat die Arbeits- 
gruppe „Harmonisierung der währungspolitischen 
Instrumente" beim europäischen Währungsausschuß 
im September 1974 erstmalig zusammen. Aufgabe 
der Gruppe wird u. a. „die Untersuchung der be- 
sonderen Ziele und Anwendungsverfahren sowie der 
wichtigsten Indikatoren und Parameter der Wäh- 
rungspolitik in den Mitgliedstaaten sein. 


Haushaltspolftik 

31 . Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik, der durch 
Entschließung des Rats vom 18. Februar 1974 an die 
Stelle des Ausschusses für Haushaltspolitik und der 
Ausschüsse für Konjunkturpolitik und mittelfristige 
Wirtschaftspolitik getreten ist, hat sich inzwischen 
konstituiert. 

Der Ausschuß hat im Berichtszeitraum die Haus- 
haltsentwicklung 1974 und die Haushaltsentwürfe 
1975 in den einzelnen Mitgliedstaaten, insbesondere 
aus konjunktureller Sicht überprüft. Er hat ferner 
eine Stellungnahme zu den Vorwirtschaftsbudgets 
1975 und zur künftigen Konjunkturpolitik in der 
Gemeinschaft abgegeben. 

32 . Die Kommission hatte im August 1974 den 
Vorentwurf des EG-Haushalts 1975 vorgelegt, der 
sich auf rd. 6 955 Millionen RE = rd. 25 455 Millio- 
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nen DM belief. Die Bundesrepublik Deutschland ist 
an diesem Haushalt mit 28,0659 v. H. beteiligt. 


Die wesentlichen Ausgabeblöcke waren (in Millio- 
nen RE und in v. H. des gesamten Vorentwurfs): 


EAGFL, Garantie 
EAGFL, Ausrichtung 
Regionalfonds 

Entwicklungs- und Nahrungs- 
mittelhilfe (einschließlich 
Cheysson-Fonds) 

Sozialfonds 


3 772 = 54,2 v.H. 
325 = 4,6 V. H. 

650 = 9,3 v.H. 

567 = 8,1 v.H. 

404 = 5,8 v.H. 


Der Rat hat — vorbehaltlich einer näheren Prüfung 
der finanziellen Auswirkungen der Beschlüsse des 
Agrarministerrates vom 17. bis 20. September 1974 — 
am 23. September 1974 den Entwurf des Haushalts 
aufgestellt. Dieser beläuft sich nach vorläufigen Be- 
rechnungen auf rd. 5 620 Millionen RE = rd. 20 569 
Millionen DM und liegt damit um rd. 540 Millio- 
nen RE = 10,6 V. H. höher als der Haushalt 1974. 
Die wesentlichen Kürzungen gegenüber dem Vor- 
entwurf entfallen auf den Regionalfonds und den 
UN-Sonderfonds^ für Entwicklungsländer, für die der 
Rat anstelle der von der Kommission geforderten 
Ansätze von 650 bzw. 210 Millionen RE Leertitel 
geschaffen hat, um den materiellen Entscheidungen 
nicht vorzugreifen. 

Der Haushaltsentwurf wird nunmehr dem Euro- 
päischen Parlament zugeleitet. Mit seiner endgülti- 
gen Verabschiedung ist nicht vor Dezember 1974 zu 
rechnen. 


Eigene Mittel der EG 

33 . Auf Grund des Ratsbesdilusses vom 21. April 
1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge der 
Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemein- 
schaften wird der Haushalt der Gemeinschaften ab 
1. Januar 1975 vollständig aus eigenen Mitteln der 
Gemeinschaften finanziert. Diese eigenen Mittel um- 
fassen neben den Einnahmen aus Agrarabschöpfun- 
gen und Zöllen im Grundsatz auch Einnahmen aus 
der Mehrwertsteuer, die bis zu 1 v. H. einer für alle 
Mitgliedstaaten einheitlichen Bemessungsgrundlage 
erreichen können. Voraussetzung dafür ist indessen 
die gemeinschaftliche Festlegung und Anwendung 
einer für alle Mitgliedstaaten einheitlichen Bemes- 
sungsgrundlage für die Mehrwertsteuer. Die Bera- 
tungen über eine EG-Richtlinie zur Harmonisierung 
der Umsatzsteuern sind aber noch nicht abge- 
schlossen; ein deutscher Vorschlag, die Mehrwert- 
steuer-Bemessungsgrundlage zunächst auf Grund 
der Daten der volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung festzustellen, fand nicht die Zustimmung der 
anderen Mitgliedstaaten. Somit wird die in dem 
Ratsbeschluß über die eigenen Mittel vorgesehene 
einheitliche Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlage 
noch nicht für den Haushalt 1975 angewandt wer- 
den können. Statt dessen werden sich gemäß einer 
Übergangsregelung 1975 die Finanzierungsanteile 
der Mitgliedstaaten an dem durch die Agrarab- 
schöpfungen und Zölle nicht gedeckten Teil des 


Haushalts nach ihren Anteilen am Bruttosozialpro- 
dukt der Gemeinschaft bestimmen. 


Mittelfristige Wirtschaftspolitik 

34 . Im Rahmen der mittelfristigen Wirtschaftspoli- 
tik wurden die gesamtwirtschaftlichen Perspektiven 
1974 bis 1978 untersucht. Dabei hat sich heraus- 
gestellt, daß die künftige Wirtschaftsentwicklung in 
der Gemeinschaft vor allem durch eine unbefriedi- 
gende Preisentwicklung, aber auch durch struktu- 
relle Ungleichgewichte belastet ist. Hinzu kommen 
erhebliche Unsicherheiten über die weitere inter- 
nationale Wirtschafts entwicklung. 

Aus diesem Grund sind die Maßnahmen zur Ein- 
dämmung der Inflation eingehend analysiert wor- 
den, insbesondere die Möglichkeiten einer effekti- 
ven Liquiditätskontrolle und einer aktiven Einkom- 
mens- und Wettbewerbspolitik, aber auch das Für 
und Wider von Indexklauseln. Es ist deutlich ge- 
worden, daß auf Grund der derzeitigen Aufteilung 
der wirtschaftspolitischen Befugnisse und Instru- 
mente der Kampf gegen die Inflation zunächst auf 
der Ebene eines jeden Mitgliedstaates zu führen ist. 

Schließlich wurden die strukturpolitischen Probleme 
der kommenden Jahre näher geprüft. In dem Zu- 
sammenhang ist versucht worden, Art und Umfang 
der strukturellen Disparitäten zu erfassen, wobei auf 
die Arbeiten des im Aufbau befindlichen Struktur- 
indikatorsystems zurückgegriffen wurde. Zugleich 
sind die wichtigsten Ziele für eine Strukturpolitik in 
der Gemeinschaft und darauf ausgerichtete Maßnah- 
men einer aktiven Strukturpolitik formuliert wor- 
den. Es ist vorgesehen, diese Arbeiten bis zum 
Herbst 1974 abzuschließen. 


III. Wettbewerbspolitik 
Absprachen und Marktmacht 

35 . Der Vorschlag der Kommission für eine Ver- 
ordnung (EWG) des Rates über die Kontrolle von 
Unternehmenszusammenschlüssen vom 20. Juli 1973 
wurde erstmals in einer Arbeitsgruppe des Rates 
beraten. 

Die Bundesregierung unterstützt den Vorschlag und 
hat sich mehrfach für die baldige Einfühnmg einer 
europäischen Fusionskontrolle ausgesprochen. Ein- 
zelne Mitgliedstaaten haben jedoch in verschiedenen 
Punkten Bedenken gegen den Kommissionsvorschlag, 
Dies gilt vor allem für die Fragen der Notwendig- 
keit einer Fusionskontrolle sowie der Beteiligung 
der Mitgliedstaaten an einzelnen Entscheidungen. 

Beihilfen 

36 . Die Kommission hat zunehmend staatliche Bei- 
hilfen für Umweltschutzmaßnahmen geprüft. Dabei 
hat sie das Verursacherprinzip als Beurteilungsmaß- 
stab herangezogen. Umweltschutzbeihilfen zugun- 
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sten zweier Erdölraffinerien in Belgien wurden von 
ihr untersagt. Gegen eine Regelung zugunsten der 
französischen Zuckerindustrie, gegen ein allgemei- 
nes belgisches System und gegen die in der Bundes- 
republik vorgesehenen erhöhten Abschreibungen bei 
Wirtschaftsgütern, die dem Umweltschutz dienen, 
wurden Prüfverfahren eingeleitet. Die Bundesregie- 
rung setzt sich für eine strenge Anwendung des Ver- 
ursacherprinzips ein? sie hält aber die Beschränkung 
von Umweltschutzbeihilfen auf vorher bestimmte 
Sektoren oder Regionen nicht für eine sachgerechte 
Lösung. Die intensiv geführten Verhandlungen mit 
der Kommission lassen eine einvernehmliche Rege- 
lung erwarten. 

Die Arbeiten an einer das gesamte Gemeinschafts- 
gebiet erfassenden Koordinierungslösung für Regio- 
nalbeihilfen konnten wegen britischer Vorbehalte 
und des Zusammenhangs mit der Diskussion um den 
Europäischen Regionalfonds nicht wesentlich voran- 
gebracht werden. 

Eine dritte. Richtlinie über Beihilfen für den Schiffbau 
konnte wegen weitgehender Meinungsverschieden- 
heiten über Ziele und Instrumente einer Politik für 
den europäischen Schiffbau nicht verabschiedet wer- 
den. Die zweite Richtlinie wurde deshalb erneut (bis 
Ende 1974) verlängert. 


IV. Steuerpolitik 

37 . Die Arbeiten an der Steuerharmonisierung kon- 
zentrierten sich weiterhin auf die Mehrwertsteuer, 
die Verbrauchsteuern, Teile der direkten Steuern 
und das Verfahrensrecht. Dabei bildeten die Steuer- 
probleme der multinationalen Unternehmen einen 
neuen Schwerpunkt. Die Kommission hat in diesem 
Zusammenhang gezielte Maßnahmen angekündigt, 
um die internationale Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Information, Kontrolle und Einziehung vor- 
anzutreiben. Ferner soll den Verrechnungspreisen 
und den Lizenzgebühren besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet werden. Unter Umständen käme auch der 
Abschluß von Steuerabkommen in Betracht. Die Be- 
ratungen hierüber haben bereits begonnen. 

indirekte Steuern 

Umsatzsteuer 

38 . Die Beratungen des Kommissionsvorschlags 
einer 6. Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatz- 
steuern in der zuständigen Arbeitsgruppe des Rates 
befassen sich bisher ausschließlich mit den grund- 
sätzlichen Fragen, in denen noch erhebliche Mei- 
nungsunterschiede zwischen den Mitgliedstaaten be- 
stehen. 

Mit Schreiben vom 12. August 1974 hat die Kommis- 
sion dem Rat einen Änderungsvorschlag zu ihrem 
Richtlinienvorschlag übersandt, in dem die Stellung- 
nahmen des EP und des WSA zu dem Kommissions- 
vorschlag berücksichtigt werden, ohne daß die 
Grundkonzeption des ursprünglichen Vorschlags 
verlassen wird. Die vorgesehenen Änderungen sind 


überwiegend technischer Art, bisweilen aber auch 
von grundsätzlicher Bedeutung, wie die nunmehr 
für bestimmte künstlerische und rechtsberatende Be- 
rufe vorgeschlagene Steuerbefreiung. 

Die bisherigen Beratungen haben gezeigt, daß das 
Haupthindernis für eine Einigung der Mitgliedstaa- 
ten in der Koppelung der Mehrwertsteuerharmoni- 
sierung mit der Schaffung eigener Einnahmen der 
EG aus der Mehrwertsteuer liegt. Während den Mit- 
gliedstaaten vom Standpunkt der Herstellung glei- 
cher Wettbewerbsbedingungen im gemeinsamen 
Markt aus, der bei der Harmonisierung im Vorder- 
grund steht, in vielen Fragen Gestaltungsfreiheit ge- 
lassen werden kann, ist unter dem Gesichtspunkt der 
Eigenmittel stets eine bis ins einzelne gehende Ver- 
einheitlichung erforderlich. Um den Fortgang der Be- 
ratungen zu fördern, ist die zuständige Arbeits- 
gruppe des Rates übereingekommen, die grundsätz- 
lichen Fragen, in denen noch Meinungsunterschiede 
bestehen, vorab dem Rat zur Entscheidung vorzule- 
gen. Dabei muß sich zeigen, inwieweit eine Einigung 
über den Richtlinienvorschlag möglich ist. 

Der Richtlinienvorschlag kann unter diesen Umstän- 
den vom Rat im Jahre 1974 nicht mehr verabschiedet 
werden. 

Verbrauchsteuern 

39 . Die Ratsarbeitsgruppe Finanzfragen hat im Be- 
richtszeitraum einige bedeutsame Grundsatzfragen 
erörtert, die das Richtlinienpaket der Kommission 
zur Harmonisierung der Verbrauchsteuern aufwirft. 
Die Mitgliedstaaten haben sich noch nicht darüber 
einigen können, welche Verbrauchsteuern in allen 
Mitgliedstaaten erhoben werden müssen und welche 
Entscheidung über die anderen Verbrauchsteuern, 
die nach Auffassung der Kommission zu beseitigen 
sind, getroffen werden soll. Auf dem Gebiet der 
Biersteuer ist vor allem das System der Besteue- 
rung — Fertigfabrikatsteuer wie in der Bundes- 
republik Deutschland, Frankreich und Dänemark 
oder Würzesteuer — strittig. Es hat sich unter die- 
sen Umständen gezeigt, daß es nützlich ist, vor einer 
weiteren Prüfung der Richtlinienvorschläge der Kom- 
mission dem Ausschuß der Ständigen Vertreter der 
Mitgliedstaaten einen Bericht über vorrangige Fra- 
gen vorzulegen, was in Kürze geschehen soll. 

Mit der Beratung des Richtlinienvorschlags zur Har- 
monisierung der Mineralölsteuer, der dem Minister- 
rat seit August 1973 vorliegt, hat die Ratsarbeits- 
gruppe Finanzfragen noch nicht begonnen. Die Bun- 
desregierung wird bei der Beratung — entsprechend 
dem Beschluß des Bundestages — dafür eintreten, 
daß die Besteuerung des schweren Heizöls und der 
Schmierstoffe beibehalten wird. 

Auf dem Gebiet der Tabaksteuer hat der Minister- 
rat am 25. Juni 1974 eine Richtlinie zur Änderung 
der ersten Tabaksteuer-Richtlinie angenommen. 
Diese Richtlinie verlängert die erste Stufe der Har- 
monisierung der Tabaksteuer, die ursprünglich bis 
zum 30. Juni 1975 dauern sollte, um ein Jahr. Ein 
dem Ministerrat noch vorliegender Richtlinienvor- 
schlag zur Harmonisierung der Tabaksteuer sieht im 
wesentlichen vor, die Objekte der Tabaksteuer be- 
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grifflich festzulegen. Damit soll erreicht werden, daß 
alle Mitgliedstaaten die gleichen Waren der Tabak- 
steuer unterwerfen und auf gleichartige Tabakwaren 
national jeweils ein einheitliches Steuersystem und 
einen einheitlichen Steuersatz anwenden. Der Vor- 
schlag ist aus deutscher Sicht im wesentlichen an- 
nehmbar. Es ist jedoch zweifelhaft, ob er in der vor- 
liegenden Fassung audi die Zustimmung der ande- 
ren Mitgliedstaaten finden wird. 

Verkehrsteuern 

40. Zur Gesellschaftsteuer hat die Kommission dem 
Rat den Vorschlag einer Richtlinie zur Änderung 
von Artikel 5 Abs. 2 der Richtlinie vom 17. Juli 1969 
betreffend die indirekten Steuern auf die Ansamm- 
lung von Kapital vorgelegt. Danach soll die bisher 
für bestimmte Fälle — insbesondere die Gründung 
von Kapitalgesellschaften und Kapitalerhöhungen — 
vorgesdiriebene Mindestbesteuerung nach dem Wert 
der Gesellschaftsrechte abgeschafft werden. 

Auf dem Gebiet der Kraftfahrzeugsteuer hat die zu- 
ständige Arbeitsgruppe des Rates weiterhin über 
den Vorschlag einer ersten Richtlinie zur Anpassung 
der nationalen Systeme der Steuern für Nutzfahr- 
zeuge beraten, jedoch konnten nur geringe Fort- 
schritte erzielt werden. 


Steuerbefreiungen im innergemeinschaftiichen 
Postverkehr 

41. Die Verabschiedung des Richtlinienvorschlags, 
nunmehr beschränkt auf die innergemeinschaftliche 
Einfuhrbefreiung von Waren in Kleinsendungen von 
Privat an Privat, steht kurz bevor. 


Steuerbefreiungen im innergemeinschaftiichen 
Reiseverkehr 

42. Auf dem Gebiet des Reiseverkehrs liegt dem 
Rat der Vorschlag einer Dritten Reiserichtlinie vor, 
durch die in erster Linie eine innergemeinschaftliche 
Regelung für die Verkäufe in den unter Zollaufsicht 
stehenden Verkaufseinrichtungen der Flughäfen und 
bei Verkäufen an Bord von Flugzeugen und Schiffen 
getroffen werden soll. Die Behandlung dieses Richt- 
linienvorschlags ist wegen erheblicher Meinungs- 
unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten zunächst 
zurückgestellt worden. 


Direkte Steuern 

43. Im Bereich der direkten Steuern wurde auf 
Sachverständigenebene über die Vereinheitlichung 

— des Systems der Körperschaftsteuer, 

— der Quellensteuer bei Zinseinkünften aus fest- 
verzinslichen Wertpapieren, 

— der Regeln über die Abgrenzung des Gewinns 
verbundener Unternehmen und 


— der Maßnahmen zur Bekämpfung der internatio- 
nalen Steuerflucht 

beraten. Außerdem wurden Möglichkeiten zur Ver- 
besserung der Zusammenarbeit zwischen den natio- 
nalen Steuerverwaltungen erörtert. Offizielle Kom- 
missionsvorschläge liegen jedoch noch nicht vor. 


V. Strukturpolitik 
Regionalpolitik 

44. Während des Berichtszeitraums ruhten die Ver- 
handlungen über die Errichtung des Europäischen 
Fonds für Regionalentwickiung. Das ist zum einen 
auf die Meinungsverschiedenheiten über Höhe und 
Verteilung des Fonds zurückzuführen, vor allem aber 
auf die Unsicherheit über die Fortentwicklung der 
Gemeinschaft. 

Die Verhandlungspause wurde genutzt, um in bila- 
teralen Kontakten grundsätzliche Überlegungen zur 
Ausgestaltung einer Europäischen Regionalpoiitik 
zu vertiefen. Präsident Ortoli hat erklärt, der Euro- 
päische Regionalfonds dürfe sich nicht auf die Über- 
tragung von Finanzmitteln beschränken, sondern 
müsse ein Instrument echter Strukturpolitik werden. 
Die Bundesregierung unterstützt diese Tendenz. Sie 
tritt dafür ein, daß sich die Mitgliedstaaten in der 
Regionalfondsverordnung auf ein einheitliches Ent- 
wicklungsziel, nämlich den Abbau des regionalen 
Produktivitätsgefälles in Gebieten mit Wachstums- 
reserven festlegen. Das bedeutet vor allem: Auf 
■europäischer Ebene ist sicherzustellen, daß natio- 
nale und gemeinschaftliche Regionalfördermittel 
nicht für Erhaltungssubventionen an unrentable Be- 
triebe verschwendet, sondern auf Fälle beschränkt 
werden, in denen sie sich unmittelbar auf die Pro- 
duktivität der Region auswirken. 

Industriepolitik 

45. Der Rat hat am 15. Juli 1974 eine Entschließung 
über eine gemeinschaftliche Politik auf dem Gebiet 
der Datenverarbeitung verabschiedet. Damit wurden 
erstmals gemeinschaftliche Grundsätze und Verfah- 
ren für die Zusammenarbeit in einem konkreten 
Industriebereich festgelegt. In der Entschließung 
bringt der Rat seinen Willen zum Ausdruck, die 
Politik zur Unterstützung und Förderung der Daten- 
verarbeitung gemeinschaftlich zu gestalten. Er hält 
es für wünschenswert, daß mittelfristig ein systema- 
tisches Programm der Gemeinschaft zur Förderung 
der Forschung, industriellen Entwicklung und An- 
wendung der Datenverarbeitung aufgestellt wird, 
das insbesondere eine Koordinierung der einzel- 
staatlichen Förderungsmaßnahmen und in geeigne- 
ten Bereichen von gemeinsamem europäischen Inter- 
esse eine gemeinschaftliche Finanzierung vorsehen 
würde, 

46. Die Vorschläge für die Sektoren Flugzeugbau 
und Schiffbau wurden im Ausschuß der Ständigen 
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Vertreter mehrmals beraten. Eine Beschlußfassung 
des Rates kam aber entgegen dem im industriepoli- 
tischen Aktionsprogramm vom 17. Dezember 1973 
vorgesehenen Zeitplan nicht zustande. Das gleiche 
gilt für die Kommissionsmitteilung über die multi- 
nationalen Unternehmen sowie die Vorschläge zur 
Schaffung neuer industriepolitischer Instrumente 
(Vergabe von industriellen Entwicklungs vertragen; 
Gründung von gemeinsamen Unternehmen im Gel- 
tungsbereich des EWG- Vertrages). 

Die Bundesregierung bedauert diese Entwicklung, 
da nach ihrer Auffassung Fortschritte auf dem Gebiet 
der Industrie- und Technologiepolitik gerade in der 
gegenwärtigen Situation von wesentlicher Bedeu- 
tung für die Gemeinschaft sind. 

Am 1. April 1974 legte die Kommission eine Mit- 
teilung über die Probleme der Halbstoff-, Papier- 
und Pappenerzeugung vor; sie behandelt die Themen 
Rohstoffversorgung, Umstrukturierung, Umwelt- 
schutz, Forschung sowie Handelspolitik. Die Bera- 
tungen über diesen Vorschlag in den Ratsgremien 
haben noch nicht begonnen. 


Europäische Investitionsbank (EiB) 

47 . Der Schwerpunkt des Aktivgeschäfts der EIB 
in der Bundesrepublik Deutschland lag auch nach 
Aufhebung der für andere Darlehensprojekte bis 
Anfang 1974 aus stabilitätspolitischen Gründen gel- 
tenden Beschränkungen eindeutig bei den Investi- 
tionen im Energiesektor. In einem Zeitraum von 
sechs Monaten entfielen hierauf von insgesamt 290 
Millionen DM knapp 210 Millionen DM. Gewisse 
Anzeichen deuten auf steigende Darlehenszinsen, 
die der Ausdehnung des Kreditgeschäfts Grenzen 
setzen. 

In den Verhandlungen der Gemeinschaft mit Mittel- 
meerländern und afrikanischen, karibischen und pa- 
zifischen Entwicklungsländern hat sich die EIB zu 
einer Beteiligung an der finanziellen Kooperation 
bereit erklärt. 


VI. Agrarpolitik 

48 . Die Lage auf dem Agrarmarkt der Gemeinschaft 
im Berichtszeitraum war zunehmend gekennzeichnet 
durch 

— einen sehr starken Anstieg der Kosten aufgrund 
wachsender Inflationsraten und vor allem dra- 
stisch gestiegener Betriebsmittelpreise als Folge 
der Energiekrise, insbesondere für öl, Futter- 
und Düngemittel, 

— sinkende Erzeugerpreise, 

— verstärkte Überschüsse bei einigen Produkten 
sowie 

— einen teilweise stagnierenden oder rückläufigen 
Verbrauch an bestimmten Nahrungsmitteln. 

Diese Entwicklung hatte sich zu einem Teil bereits 
im vergangenen Berichtszeitraum abgezeichnet. Kom- 


mission und Rat versuchten, den durch die genann- 
ten Faktoren bewirkten erheblichen Erlöseinbußen 
und der damit verbundenen wachsenden Beunruhi- 
gung der Erzeuger durch gezielte Maßnahmen in 
einigen besonders betroffenen Bereichen, vor allem 
auf dem Rind- und Schweinefleischsektor, zu begeg- 
nen. Diese Maßnahmen erwiesen sich jedoch als 
nicht ausreichend. Sie vermochten nicht zu verhin- 
dern, daß immer mehr Mitgliedstaaten dazu über- 
gingen, auf nationaler Ebene durch Beihilfen sowie 
Steuer- und sozialpolitische Zugeständnisse die Ein- 
kommenssituation der Erzeuger zu verbessern. Die 
Bundesregierung hat sich gegen diese nationalen 
Beihilfen ausgesprochen, weil sie zu einer Eskala- 
tion der Beihilfepolitik und damit zu einer weiteren 
Desintegration des Agrarmarkts führen. 

In konsequenter Verfolgung dieser Politik lehnte 
die Bundesregierung am 25. September 1974 den 
Ratsbeschluß vom 20. September 1974 über eine 
lineare Anhebung der gemeinsamen Agrarpreise um 
5 V. H. ab 1. Oktober 1974, dem die Bundesrepublik 
nur ad referendum zugestimmt hatte, zunächst ab, 
stellte jedoch eine Zustimmung bei Erfüllung be- 
stimmter Voraussetzungen in Aussicht. 

In einer daraufhin für den 2. Oktober 1974 einbe- 
rufenen Sondersitzung wurde eine Einigung über 
die 5 ®/oige Agrarpreiserhöhung erzielt, nachdem auf 
deutsche Initiative hin 

— der Rat die Absicht der Kommission billigte, ihre 
Preisvorschläge für das Wirtschaftsjahr 1975/76 
u. a. unter Einbeziehung der bereits gefaßten 
Preisbeschlüsse für das Wirtschaftsjahr 1974/75 
zu erstellen, 

— die Vertreter der Regierungen der Mitgliedslän- 
der erklärt hatten, für die strikte Einhaltung der 
Regeln der Artikel 92 und 93 EWG-V in bezug 
auf derzeitige und künftige Beihilfen zu sorgen 
und 

— der Rat die Kommission aufgefordert hatte, vor 
dem 1. März 1975 eine Bestandsaufnahme der 
gemeinsamen Agrarpolitik zu erarbeiten und ihr 
gegebenenfalls entsprechende Schlußfolgerungen 
beizufügen, um eine eingehende Erörterung im 
Rat und im Europäischen Parlament zu ermög- 
lichen. 

Damit hatte die gemeinschafts- und stabilitätsorien- 
tierte Haltung der Bundesregierung ihren Nieder- 
schlag in den Ratsbeschlüssen gefunden. 

Gleichzeitig mit der Entscheidung über die Preisan- 
hebung faßte der Rat angesichts der schwierigen 
Situation in der Landwirtschaft weitere Beschlüsse: 

— Italien wird ermächtigt, eine einmalige Prämie 
von 33 RE je Kuh unter bestimmten Bedingungen 
zu gewähren; die Kosten dieser Maßnahme wer- 
den zu 90 V. H. aus dem EAGFL finanziert. 

— Wegen dieses finanziellen Zugeständnisses an 
Italien werden die speziell für Italien wirksamen 
Beihilfen für Hartweizen, Olivenöl, Tabak und 
Magermilchpulver nicht entsprechend der Preis- 
erhöhung angehoben; außerdem soll die Produk- 
tionserstattung für Zucker, der in der chemischen 
Industrie verwendet wird, abgeschafft werden. 
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— Neufestsetzung eines um 8,4 v. H. abgewerteten 
Umrechnungskurses für das britische Pfund und 
eines um 11,4 v. H. abgewerteten Umrechnungs- 
kurses für das irische Pfund für den Agrarbereich. 

— Aufhebung der italienischen Bardepotpflicht für 
die meisten Agrarerzeugnisse, die dieser Rege- 
lung noch unterliegen (z. B. Rindfleisch, Kar- 
toffeln), 


Marktpolitik 

49 . Im Rahmen der Anhebung der Agrarpreise für 
das Wirtschaftsjahr 1974/75 wurde der Rinderorien- 
tierungspreis zum 1. April 1974 um 12 v. H. auf 
96,5 RE/100 kg Lebendgewicht (= 353,19 DM) er- 
höht. Mit dieser Erhöhung vermochten die Markt- 
preise im Sommerhalbjahr jedoch nicht Schritt zu 
halten, weil einer stark gestiegenen Inlandserzeu- 
gung (+20 V. H. in der Bundesrepublik Deutschland 
bzw. +15 V. H. in der gesamten EG) nur eine stag- 
nierende bzw, teilweise sogar abgeschwächte Nach- 
frage gegenüberstand. Infolgedessen bewegte sich 
der durchschnittliche Referenzpreis in der EG ständig 
unter dem Niveau des Interventionspreises, so daß 
wie im Winterhalbjahr 1973/74 weiterhin umfang- 
reiche Interventionskäufe zur Marktstützung erfor- 
derlich waren, die bis Ende September in der gesam- 
ten EWG mehr als 200 000 t betrugen. 

Auf Drängen Frankreichs erließ der Ministerrat 
Mitte Juli 1974 einen bis zum 31. Oktober 1974 be- 
fristeten Stopp für Schlachtrinder- und Rindfleisch- 
lieferungen aus allen Nicht-EG-Ländern. Hiervon 
ausgenommen sind lediglich Einfuhren von Rinder- 
gefrierfleisch bzw. Höhenrindern im Rahmen be- 
stehender GATT-Kontingente. Die EG-Kommission 
beabsichtigt, den Einfuhrstopp zu verlängern. 

Die Bundesrepublik, die seinerzeit die Befristung 
durchgesetzt hatte, sprach sich auf der Ratstagung 
vom 17. bis 20. September 1974 zusammen mit den 
Niederlanden vergeblich für eine Aufhebung des 
Importstopps aus. 

Der Wiederabsatz von interveniertem Rindfleisch 
bereitete angesichts der geschilderten Marktlage 
erhebliche Schwierigkeiten. Auf dem deutschen 
Markt trug erst eine Anfang September vorgenom- 
mene kräftige Ermäßigung der Abgabepreise zu 
einer stärkeren Nachfrage der inländischen Ver- 
arbeitungsindustrie bei. 

Die für die Entlastung des Marktes vom Agrarrat 
beschlossenen Sozialmaßnahmen 

— verbilligte Abgabe von Rindfleisch an bestimmte 
bedürftige Verbraucher gruppen 

— Verkauf von Interventions wäre zu herabgesetz- 
ten Preisen an gemeinnützige Einrichtungen 

sind in den meisten EG-Ländern wegen erheblicher 
Durchführungsschwierigkeiten bis Ende September 
1974 noch nicht angelaufen. Angesichts der kaum 
lösbaren Kontrollprobleme, die sich bei ordnungs- 
gemäßer Durchführung derartiger Maßnahmen in 
Tausenden von Fleischerfachgeschäften, Lebensmit- 
telfilialbetrieben usw. in der Bundesrepublik 


Deutschland stellen würden, plant die Bundesregie- 
rung, anstelle dieser EG-Maßnahmen ihre bisherige 
Auslagerung preiswerter Rindfleischkonserven aus 
Beständen der Einfuhr- und Vorratsstelle-Schlacht- 
vieh fortzusetzen. 

Wegen der begrenzten Interventionsmöglichkeiteil 
in der EG (Mangel an Kühl- und Lagerkapazitäten) 
hat der Rat die Mitgliedstaaten der EG ermächtigt, 
in der Zeit vom 1. August 1974 bis 28. Februar 1975 
Prämien für eine geregelte Vermarktung von Bullen, 
Ochsen und Färsen zu zahlen. Von dieser Prämien- 
regelung machen bisher nur Großbritannien, Irland, 
Belgien und Luxemburg Gebrauch. Die Bundesregie- 
rung wird diese Regelung ab 1. November 1974 an- 
wenden. 

50 . Mit der Anhebung des Grundpreises für 
Schweinehälften von bisher 86,5 RE/100 kg auf 93 
RE/100 kg (= 340,38 DM), d. h. um 8 v. H. im Wirt- 
schaftsjahr 1974/75, dessen Beginn auf den 1. Okto- 
ber 1974 vorverlegt worden ist, einigte sich der Rat 
bei den Preisverhandlungen im Frühjahr 1974 auf 
einen Kompromiß, der einerseits den Kostensteige- 
rungen bei der Schweinemast Rechnung trägt, an- 
dererseits aber nicht die Gefahr eines zu starken 
Preis anreizes für die gewerblichen Mäster in sich 
birgt. Ab Juli gewährte Beihilfen für die private 
Lagerhaltung von Schweinefleisch tragen zu einer 
gewissen Stabilisierung der Schweinepreise bei. 

51 . Auf dem Getreidesektor lagen wie im Vorjahr, 
die Weltmarktpreise über den EWG-Schwellenprei- 
sen. 

52 . Die Preisbeschlüsse für 1974/75, mit denen ab 
1. April 1974 der Richtpreis für Milch um 8 v. H. an- 
gehoben wurde, konnten am Markt für Milchpro- 
dukte erst ab Spätherbst 1974 im wesentlichen reali- 
siert werden. Dies ist auf den während des ganzen 
Berichtszeitraumes bestehenden Milchüberschuß zu- 
rückzuführen, der zu wachsenden Interventionsbe- 
ständen an Butter und Magermilchpulver führte, die 
sich in den produktionsschwachen Monaten voraus- 
sichtlich aber wieder verringern werden. 

53 - Um die in praktisch allen Mitgliedstaaten der 
EG überdurchschnittliche Apfelernte 1973 absetzen 
zu können, wurde mit den Exportländern der süd- 
lichen Hemisphäre eine Vereinbarung getroffen, ihre 
Apfellieferungen in die Gemeinschaft in den Mo- 
naten April bis Juni 1974 auf 85 v. H. der Lieferun- 
gen in den letzten Jahren zu beschränken. 

Die Vereinbarung wurde im wesentlichen einge- 
halten. 

54 . Die EG-Kommission hat am 8. August 1974 die 
Einfuhr von Champignonkonserven aus Drittländern 
beschränkt. Gegenwärtig werden nur Einfuhrlizen- 
zen in Höhe von 50 v. H. der Vorjahreseinfuhren 
ausgestellt. Ausgenommen davon sind Lieferungen 
aus Drittländern, die eine Preisgarantie übernom- 
men haben. 
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55 . Zur Überwindung der durch die übergroße 
Ernte 1973 bedingten Schwierigkeiten auf dem euro- 
päischen Weinmarkt hat der Rat folgende Maßnah- 
men — zusätzlich zur Gewährung von Lagerbeihil- 
fen für die private Lagerhaltung — beschlossen: 

— Gewährung von Beihilfen für die Destillation von 
Tafelwein allgemein und speziell — mit höherem 
Satz — für Tafelweine der Weinart A II — , unter 
die die deutschen Tafelweine aus Rheinhessen 
und der Pfalz fallen, für die Marktschwierig- 
keiten bestehen. 

— Gewährung von Beihilfen für die Umlagerung 
von Tafelwein und für den Transport von Quali- 
tätsweinen der Zone A (deutsche Anbaugebiete 
ohne Baden), um für die Unterbringung dqr Ernte 
1974 Lagerraum freizumachen. 

56 . Die Beratungen über eine gemeinsame Markt- 
organisation für Äthylalkohol landwirtschaftlicher 
Herkunft sind ausgesetzt. Die Kommission wurde 
gebeten, einen geänderten Verordnungsvorschlag 
vorzulegen. Dieser bleibt abzuwarten. 

57 . Im Juni 1974 einigte sich der Rat auf eine ge- 
meinschaftliche Einfuhrregelung für Karpfen und 
Forellen (Referenzpreise, evtl. Ausgleichsabgabe), 
die an die Stelle der bisher beibehaltenen nationalen 
mengenmäßigen Beschränkungen tritt. 

58 . Der Rat erzielte Einigung über die Marktorga- 
nisation für Trockenfutter, die eine Produktionsbei- 
hilfe für Trocknungsbetriebe, die Liberalisierung des 
Drittlandshandels in Verbindung mit einer allge- 
meinen Schutzklauselregelung und die Anwendung 
der Beihilfebestimmungen des EWG-Vertrages auf 
Trockenfutter vorsieht. Die Marktorganisation trägt 
der Notwendigkeit Rechnung, die Eiweißproduktion 
in der Gemeinschaft zu fördern und berücksichtigt 
gleichzeitig die gestiegenen Energiekosten der 
Trocknungsbetriebe. 

Strukturpolitik 

59 . Im Rahmen der Richtlinie des Rates über die 
„Landwirtschaft in Berggebieten und in bestimmten 
benachteiligten Gebieten" haben Großbritannien, 
Dänemark, Belgien, Luxemburg und die Bundesrepu- 
blik ihre Gebietsvorstellungen gemeldet. 

Es ist beabsichtigt, diese Richtlinie bis zum 1. De- 
zember 1974 in Kraft zu setzen. 

60 . Am 18. April 1974 hat die Kommission zu den 
Maßnahmen der Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen der Richtlinie des Rates zur Förderung der 
Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätig- 
keit und der Verwendung der landwirtschaftlich ge- 
nutzten Fläche für Zwecke der Strukturverbesserung 
eine positive Entscheidung erlassen. Hierbei handelt 
es sich um Landabgaberente, Anpassungshilfe für 
ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer und Ver- 
pachtungsprämie. Die finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft erstreckt sich auf diejenigen erstat- 
tungsfähigen Ausgaben, deren Gewährung nach dem 
1. Januar 1974 beschlossen wurde. 


Zur besseren Analyse der Strukturprobleme der 
landwirtschaftlichen Betriebe wird 1975 eine Ge- 
meinschaftserhebung durchgeführt; sie wurde im 
Berichtszeitraum technisch weitgehend vorbereitet. 

61 . Die Anpassung der nationalen Bestimmungen 
an die EWG-Strukturrichtlinie 159/72 (Modernisie- 
rung landwirtschaftlicher Betriebe) kann als abge- 
schlossen betrachtet werden. Die Kommission hat 
inzwischen auch die Durchführungsvorschriften der 
Bundesländer zu der Richtlinie 159/72 bzw. den ent- 
sprechenden Förderungsgrundsätzen des Planungs- 
ausschusses nach dem GemAgrG *) geprüft und für 
konform mit der Richtlinie erklärt. Die ständig not- 
wendig werdende Anpassung der nationalen Durch- 
führungsbestimmungen — seien es Änderungen der 
Förderungsgrundsätze, seien es die Durchführungs- 
bestimmungen der Länder — werden auch weiter- 
hin laufend der Kommission zur Konformitätsprü- 
fung vorzulegen sein. Am 2. Oktober 1974 beschloß 
der Rat, die Zinsverbilligung dieser Richtlinie von 
5 V. H. auf 6 V. H. zu erhöhen. 

Auswirkungen währungspolitischer Maßnahmen auf 
das Agrarpreissystem der Gemeinschaft 

62 . Das Grenzausgleichssystem der Verordnung 
(EWG) Nr. 974/71 wurde im Berichtszeitraum im 
wesentlichen in unveränderter Form fortgeführt. 

Mit Wirkung vom 22. Juli 1974 wurde für die Um- 
rechnung der gemeinsamen Agrarpreise in italie- 
nische Lira ein um weitere 12,5 v. H. abgewerteter 
Lira-Kurs zugrunde gelegt. Im Ausmaß der damit 
verbundenen Erhöhung der festgelegten Agrarpreise 
in Italien wurde der italienische Grenzausgleich ab- 
gebaut. Von der Preisanhebung in Italien wurden 
die Beihilfen für Hartweizen und Olivenöl ausge- 
nommen. Mit dieser neuen Abwertungsrate der 
„Grünen Lira" hat Italien im Agrarbereich bereits 
einer Abwertung um ca. 28 Prozent vorgegriffen. 
Aufgrund eines Ministerratsbeschlusses vom 2. Ok- 
tober 1974 tritt mit Wirkung vom 7. Oktober 1974 
für Großbritannien und Irland ein neuer abgewerte- 
ter £-Kurs für die Umrechnung der gemeinsamen 
Agrarpreise in Kraft. Das „britische grüne £" wird 
um 8,4 V. H., das „irische grüne £" um 11,4 v. H. 
abgewertet. In diesem Ausmaß erhöhen sich die 
festgelegten Agrarpreise in Großbritannien und 
Irland. Der Grenzausgleich wird entsprechend ver- 
ringert. 

Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

63 . Die Arbeiten im Bereich Wettbewerb haben im 
Berichtszeitraum zunächst noch stark unter dem 
Eindruck der Energiekrise gestanden, deren Auswir- 
kungen schon im vorhergehenden Berichtszeitraum 
im Vordergrund standen. Die Kommission legte dem 
Rat am 20. Juni 1974 ein „Memorandum über die 
Änderungen der Wettbewerbsbedingungen in eini- 
gen Sektoren der Landwirtschaft als Folge der ver- 
änderten Lage auf dem Energiemarkt" vor. Zum 


*) Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
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gleichen Zeitpunkt übersandte sie eine Mitteilung 
an die Mitgliedstaaten betr. „Leitlinien für die Ge- 
währung von einzelstaatlichen Beihilfen zur Anpas- 
sung des Unterglasgartenbaues und der Küsten- 
fischerei an die Entwicklung der Energiemärkte". 
Das vorgenannte Memorandum ist vom Rat in einer 
ersten Aussprache überwiegend positiv aufgenom- 
men worden und soll zu einem späteren Zeitpunkt 
vertieft behandelt werden. Die Leitlinien für die 
Vergabe nationaler Beihilfen im Energiebereich wer- 
den demgegenüber von der Kommission in eigener 
Zuständigkeit festgelegt werden, wenn die Mitglied- 
staaten ihre Stellungnahmen zu der o. g, Mitteilung 
abgegeben haben werden. 

64 . Der Schwerpunkt der Tätigkeiten im Wettbe- 
werbsbereich hat sich jedoch zunehmend zu den- 
jenigen Maßnahmen verlagert, die einzelne Mit- 
gliedstaaten in der Folge von Unruhen in der Land- 
wirtschaft im Sommer 1974 ergriffen haben. Die 
Maßnahmen stellen mit Rücksicht auf ihre Zielset- 
zung und die erheblichen Mittel, die hier eingesetzt 
werden, eine ernste Gefahr für die Wettbewerbs- 
position der Landwirtschaft der übrigen Mitglied- 
staaten dar. Die Kommission hat bereits die Einlei- 
tung eines Verfahrens nach Artikel 93 Abs. 2 EWG- 
Vertrag gegen diejenigen dieser Maßnahmen ver- 
fügt, die produktbezogen sind und damit die größte 
Gefahr von Wettbewerbsverfälschungen mit sich 
bringen. Hinsichtlich der übrigen Maßnahmen hat 
sie eine detaillierte Prüfung eingeleitet. Die Bundes- 
regierung lehnt vertragswidrige nationale Beihilfen 
ab und unterstützt die Haltung der Kommission ins- 
besondere wegen der großen Gefahr, die mit den 
bisherigen Maßnahmen bereits für die Integration 
der Gemeinschaft verbunden sind und die sich aus 
einer derartigen Entwicklung langfristig für den 
Bestand der Gemeinschaft ergeben können. Ein 
französischer Antrag im Rat, die nationalen Beihil- 
fen als zulässig zu erklären, wurde von Deutschland 
und Dänemark abgelehnt. 

65 . Am 29. April 1974 beschloß die italienische Re- 
gierung, zur Behebung ihrer Zahlungsbilanzschwie- 
rigkeiten auf alle Einfuhren mit Ausnahme von Roh- 
stoffen, Energieprodukten und Investitionsgütern 
sowie im Agrarbereich von Getreide, Zucker, Milch- 
pulver und ölen und Fetten ein Bardepot in Höhe 
von 50 V. H. des Warenwerts zu erheben, das jeweils 
für sechs Monate zinslos bei der Bank von Italien zu 
hinterlegen sei. Sie hielt dieses Vorgehen als Schutz- 


maßnahme gemäß Artikel 109 EWG- Vertrag für zu- 
lässig, obwohl sie das hierzu vorgesehene vorherige 
Konsultations verfahren nicht eingehalten hatte. Tat- 
sächlich bedeutete die Bardepotregelung jedoch eine 
erhebliche Einschränkung des freien Warenverkehrs 
und hatte im Agrarsektor, gerade auch für die Bun- 
desrepublik, z. T. schwerwiegende Auswirkungen. 
Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zeigten zwar 
Verständnis für die besonderen Schwierigkeiten 
Italiens, drängten auf der anderen Seite aber auf 
eine baldige Aufhebung der Depotpflicht. Die Kom- 
mission ermächtigte schließlich die italienische Re- 
gierung nachträglich zur Durchführung der Schutz- 
maßnahme, sah jedoch gleichzeitig eine Revision 
durch den Rat bis spätestens zum 31. Juli 1974 vor 
und unterbreitete eine Reihe von Vorschlägen, um 
durch geeignete gemeinschaftskonforme Schritte das 
Bardepot, insbesondere für die Marktordnungspro- 
dukte, abzulösen. Dies gelang im Laufe des Berichts- 
zeitraumes im wesentlichen, wodurch einseitige 
Gegenmaßnahmen anderer Mitgliedsländer weit- 
gehend verhindert werden konnten. 

66. Der Vorschlag der Kommission zur Harmoni- 
sierung der nationalen Beihilfen in der Seefischerei 
wurde im Berichtszeitraum von der Arbeitsgruppe 
Fischwirtschaft eingehend geprüft. Da der Entwurf 
der Ratsverordnung viele rechtliche und fachliche 
Probleme — weitgehend erstmalig — aufwirft, 
dauern die Arbeiten noch an. Die deutsche Delega- 
tion bemüht sich insbesondere um eine sachgerechte 
und eindeutige Abgrenzung der nach dem Verord- 
nungsentwurf als zulässig erklärten Beihilfen gegen- 
über etwaigen anderen, die nicht zulässig sind oder 
von der Kommission im Einzelfall noch geprüft wer- 
den müssen. 

Europäischer Ausrichtungs- und Garatiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL) 

67 . Im Berichtszeitraum haben sich — vor allem 
wegen der gestiegenen Ausgaben für die Stabilisie- 
rung der Fleischmärkte — erhebliche Verlagerungen 
innerhalb der EAGFL — Abt. Garantie — ergeben. 
Ein Nachtragshaushalt ist durch diese Maßnahmen 
nicht erforderlich geworden, da die Mehrausgaben 
durch Einsparungen bei anderen Ausgabetiteln des 
EAGFL aufgefangen werden konnten. 

Der Haushalt für 1974 und die finanzielle Voraus- 
schau für die Jahre 1975 bis 1978 stellen sich wie 
folgt dar: 


EAGFL 

Haushalt 

1974 

Finanzielle Vorausschau i) 

1975 1 1976 1 1977 

— in Millionen DM — 

Abt. Garantie 

12 857,5 13 805,8 14 421,8 14 832,8 

1 189,5 1 189,5 1 189,5 1 189,5 

Abt. Ausrichtung 



14 047,0 15 038,2 15 655,6 15 957,6 


Stand 1. September 1974 
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Die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
wird auch weiterhin erhebliche finanzielle Leistun- 
gen von der Bundesrepublik verlangen. 

Eine Begrenzung des Volumens der Abt. Garantie 
ist mit dem derzeitigen Finanzierungssystem nicht 
zu erreichen, da die Ausgaben, die durch die 
Marktordnung verursacht werden, weitgehend auto- 
matisch den Beschlüssen über die kostenverursa- 
chenden Tatbestände im Agrarbereich folgen. Mög- 
lichkeiten zur Beschränkung der Ausgaben sind nur 
durch Einflußnahme auf die Ausgestaltung und Wei- 
terentwicklung der Agrarmarktordnungen und die 
zu ihrer Durchführung erforderlichen Rechtsakte zu 
erreichen. 

68, Zur Bekämpfung von Unregelmäßigkeiten im 
Rahmen der Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik wurde in Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten und den Dienststellen der EG ein In- 
formationssystem aufgebaut. In Informationstagun- 
gen erörtern die zuständigen Dienststellen der Mit- 
gliedstaaten und der Kommission die ständig aus- 
getauschten Auskünfte über Unregelmäßigkeiten so- 
wie zu ziehende Folgerungen zur Verhinderung und 
Verfolgung von Unregelmäßigkeiten. An der In- 
formationstagung am 24. April 1974 haben erstmals 
nicht nur die Vertreter der zuständigen Ministerien 
sondern auch Angehörige der für die Verfolgung 
zuständigen Dienststellen teilgenommen. Es wurde 
beschlossen, den Informationsaustausch zu verbes- 
sern und die Sitzungen in regelmäßigen Abständen 
zu veranstalten. 

Darüber hinaus ist ein besonderer Ausschuß aus 
hohen nationalen Beamten bei der Kommission ge- 
bildet worden, der die Möglichkeiten zur Verhinde- 
rung und Verfolgung von Unregelmäßigkeiten im 
Rahmen der Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik untersucht (sog. Cheysson-Ausschuß) . Der 
Schwerpunkt der Arbeit lag bisher auf dem Milch- 
sektor. Die Arbeiten werden fortgesetzt. 

69 . Die aus der Abteilung Ausrichtung gemein- 
schaftlich zu finanzierenden Ausgaben für Agrar- 
strukturmaßnahmen sind durch einen Ausgaben- 
höchstbetrag von 325 Millionen RE (= 1 189,5 Mil- 
lionen DM) begrenzt. Im einzelnen sind die Aus- 
gaben vorgesehen zur Finanzierung von 

— gemeinsamen Maßnahmen, 

— Sondennaßnahmen und 

— Einzelvorhaben. 

Die Absicht der Kommission, bereits 1974 zu einem 
verstärkten Einsatz der Mittel zugunsten der ge- 
meinsamen Maßnahmen zu kommen, hat sich nicht 
verwirklichen lassen, obwohl die Mitgliedstaaten 
erstmals Ausgaben im Rahmen der Strukturricht- 
linien geleistet haben, deren Erstattung aus dem 
EAGFL zwischenzeitlich beantragt worden ist. Für 
Einzelprojekte sind 1974 erneut 170 Millionen RE 
vorgesehen worden. Die Ansätze für die auslaufen- 
den Sondermaßnahmen und für Zwecke der Regio- 


nalförderung belaufen sich auf 41 bzw. 50 Millio- 
nen RE. Die Förderungsmaßnahmen für die Regio- 
nalentwicklung sind auch 1974 noch nicht angelau- 
fen, so daß die hierfür gebildete Reserve inzwischen 
auf 125 Millionen RE angewachsen ist. 

70 . Wegen seiner Wirkung als politische Mindest- 
verpflichtung, sind aus dem Plafond seit 1969 Teile 
der nicht verausgabten Mittel für eine spätere Ver- 
wendung im Rahmen der EWG-Strukturrichtlinien 
zurückgestellt worden. Diese Verpflichtungsreserve 
(Mansholt-Reserve) hat derzeit eine Höhe von 578,1 
Millionen RE erreicht. Die Kommission hat 1974 erst- 
mals einen seit langem geforderten Fälligkeitsplan 
(Schätzung der Ausgaben in der Abteilung Aus- 
richtung bis 1977) vorgelegt. Dadurch wird den 
Mitgliedstaaten ein Überblick über die in den kom- 
menden Jahren zu erwartenden Zahlungen aus den 
Mittelbindungen ermöglicht. 

Es wird jedoch darauf hinzuwirken sein, daß der Ab- 
ruf von Mitteln aus den bestehenden Reserven mög- 
lichst gestaffelt erfolgt, damit es für die Mitglied- 
staaten nicht zu unzumutbaren Beitragskumulierun- 
gen kommt. Außerdem werden seitens der EG Vor- 
stellungen zu entwickeln sein, wie sie die Ausgaben 
des Plafonds nach Aufzehrung der Reserven wieder 
auf den Ausgabenhöchstbetrag zu beschränken ge- 
denken. 

71 . Seit Einrichtung des Europäischen Agrarfonds 
(EAGFL) vor zehn Jahren hat die Bundesrepublik 
aus dessen Struktur- (Ausrichtungs-) Abteilung rd. 1,05 
Mrd. DM erhalten. Mit diesen Mitteln wurden 1964 
bis einschließlich 1973 insgesamt 903 Vorhaben be- 
zuschußt. Der Hauptanteil von 595,57 Millionen DM 
oder 56,8 v. H. entfiel auf 459 Vorhaben zur Verbes- 
serung der Produktionsstruktur, und zwar vor allem 
auf Maßnahmen der Flurbereinigung, der Wasser- 
wirtschaft und des Wirtschaftswegebaues. 424,4 Mil- 
lionen DM oder 40,4 v. H. wurden für 392 Vorhaben 
zur Verbesserung der Marktstruktur — hauptsäch- 
lich in der Milchwirtschaft, Obst- und Gemüsewirt- 
schaft — eingesetzt. Der Rest wurde für sonstige 
Vorhaben verwendet, u. a. in der Eier- und Geflügel- 
wirtschaft. Allein 1973 wurden der Bundesrepublik 
für 112 markt- und produktionsstrukturelle Vorha- 
ben rd. 143,5 Millionen DM bewilligt. Das waren 
23,1 V. H. der für die EG insgesamt bereitgestellten 
Mittel in Höhe von 622 Millionen DM. 

Insgesamt hat der Europäische Agrarfonds, Abtei- 
lung Ausrichtung, in den zehn Jahren seines Be- 
stehens für die genannten Vorhaben rd. 3,8 Mrd. DM 
an die EG-Mitgliedstaaten ausgezahlt. Davon entfie- 
len 27,4 V. H. auf die Bundesrepublik, 32,8 v. H. auf 
Italien, 21,6 v.H. auf Frankreich, 7,7 v. H. auf die 
Niederlande und 7,0 v. H. auf Belgien. Eingezahlt hat 
die Bundesrepublik im gleichen Zeitraum nach vor- 
läufiger Berechnung rd. 1,2 Mrd. DM oder 31 v.H. 
der Gesamtsumme. Der Europäische Agrarfonds 
wurde bis 1970 nur von den Finanzbeiträgen der 
Mitgliedsländer gespeist, ab 1971 kamen eigene Ein- 
nahmen der EG hinzu. 
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Aufstellung aller bisher in der Bundesrepublik Deutschland mit Mitteln aus dem 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), 
Abteilung Ausrichtung, geförderten Vorhaben (Tranche I — 1964 — Bis X. — 1973) 


Art der Vorhaben 

Zahl der 
bewilligten 
Vorhaben 

Betrag der je Maßnahme- 
gruppe bewilligten 
Zuschüsse in DM 

in Vo 

I. Verbesserung der Produktionsstruktur 




Flurbereinigung 

219 

227 566 074,96 

21,7 

Wasserwirtschaft/WirtschaftsTwegebau 

149 

211 140 590,20 

20,1 

Aufforstungen/Grünlandintensivierung .... 

30 

40 540 689,22 

3,9 

Rebenwiederaufbau 

15 

61 220 526,66 

5,8 

Lehr- und Versuchsanstalten 

7 

3 260 639,66 

0,3 

Aussiedlungen/ Althofsanierungen 

10 

7 680 215,62 

0,7 

Hochseefischerei 

12 

21 636 226,— 

2,1 

Kooperationsvorhaben (z. B. Gemeinschafts- 
ställe) 

17 

22 520 897,32 

2,2 

Zwischensumme . . . 

459 

595 565 859,64 

56,8 

II. Verbesserung der Marktstruktur 




Milchwirtschaft 

175 

267 636 606,14 

25,5 

Fleischwirtschaft 

66 

55 832 955,42 

5,3 

Obst- und Gemüsewirtschaft 

111 

60 675 659,06 

5,8 

Kellereiwirt Schaft 

40 

39 992 220,30 

3,8 

Zwischensumme . . . 

392 

424 137 440,92 

40,4 

in. Sonstige Vorhaben 

(z. B. Blumen, Eier- und Geflügelwirtschaft, 
Getreidespeicher) 

52 

29 223 049,78 

2,8 

Gesamt . . . 

903 

1 048 926 350,34 

100,0 


VII. Energiepolitik 

72. Die Energiepolitik der Gemeinschaft war im 
Berichtszeitraum geprägt durch die Verstärkung der 
Bemühungen um die Erarbeitung einer gemeinsamen 
Konzeption. 

Nach eingehenden Beratungen mit dem Energieaus- 
schuß hoher Beamter der Mitgliedstaaten unter- 
breitete die Kommission dem Rat am 5. Juni 1974 
eine Mitteilung über eine neue energiepolitische 
Strategie der Gemeinschaft. Diese kann als wichtiger 
Ansatzpunkt und Diskussionsgrundlage für die Vor- 
aussetzungen und Instrumente einer umfassenderen 
und kohärenten Politik der Gemeinschaft und der 
Mitgliedstaaten in diesem Bereich betrachtet wer- 
den. Am 17. September 1974 verabschiedete der Rat 


eine auf der Grundlage dieses Strategiepapiers er- 
arbeitete Resolution. Diese bekräftigt den politi- 
schen Willen zur Erarbeitung und Durchführung 
einer gemeinsamen Energiepolitik und schafft damit 
wesentliche Grundlagen für ein gemeinschaftliches 
Konzept, das darauf abzielt, eine sichere und wirt- 
schaftlich zufriedenstellende Versorgung der Ge- 
meinschaft zu gewährleisten. Die Bundesregierung 
hat sich für das Zustandekommen dieser Entschlie- 
ßung eingesetzt. 

73. Am 4. Juni 1974 hat der Rat eine Entschließung 
über die Versorgung der Gemeinschaft mit ange- 
reichertem Uran verabschiedet. Durch eine unter 
deutscher Präsidentschaft erarbeitete Kompromiß- 
fassung gelang es, in diesem anfangs sehr umstritte- 
nen Bereich zu einer gemeinsamen Lösung zu gelan- 
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gen, die vor allem dirigistische Eingriffe vermeidet 
und damit die Voraussetzung für eine Versorgung 
der Gemeinschaft mit angereichertem Uran zu wirt- 
schaftlichen Bedingungen schafft. 

74 . Mit dem im Juli 1974 auf genommenen euro- 
arabischen Dialog über den gesamten Bereich der 
Zusammenarbeit haben die Gemeinschaft und die 
Mitgliedstaaten einen ersten Schritt in Richtung auch 
auf eine langfristige Lösung der Energiefragen mit 
dieser hierfür besonders wichtigen Region getan. 


VIIL Verkehrspolltik 

75 . Auf dem Gebiet der EG-Verkehrspolitik konn- 
ten nicht alle gesteckten Ziele erreicht werden, ins- 
gesamt wurden aber doch mehr Fortschritte erzielt, 
als auf Grund der schwierigen Gesamtsituation der 
Europäischen Gemeinschaft erwartet werden konnte. 
So war es noch nicht möglich, für die seit langem an- 
stehenden Fragen der Maße und Gewichte für Nutz- 
kraftfahrzeuge sowie für die Anpassung der Steuer- 
strukturen der Nutzkraftfahrzeuge eine Lösung zu 
finden. 

Andererseits wurden aber auf dem am 27. Juni 1974 
unter deutscher Präsidentschaft tagenden Rat der 
Verkehrsminister einige bedeutsame Beschlüsse ge- 
faßt: 

Mit der Entschließung zur Lage der Eisenbahnunter- 
nehmen soll die Grundlage gelegt werden für eine 
Entscheidung des Rates über die Verbesserung der 
Situation der Eisenbahnunternehmen und zur Har- 
monisierung der Vorschriften, die ihre finanziellen 
Beziehungen zu den Mitgliedstaaten regeln. 

76 . Der Rat beschloß darüber hinaus zwei Verord- 
nungen über den Zugang zum Beruf des Unterneh- 
mers im Güter- und Personenkraftverkehr. 

Diese beiden Richtlinien legen gemeinsame Regeln 
über den Zugang zum Beruf des Verkehrsunterneh- 
mers fest, die die Bewerber in seiner Person für 
diese Berufe erfüllen müssen: Persönliche Zuver- 
lässigkeit, finanzielle Leistungsfähigkeit und fach- 
liche Eignung. 

Generell ausgenommen sind Unternehmer, die nur 
mit Fahrzeugen bis 3,5 t Nutzlast oder 6 t Gesamt- 
gewicht tätig sind. 

Durch die Harmonisierung der Voraussetzungen für 
den Zugang zum Beruf des Verkehrsunternehmers 
wurde eine wesentliche Voraussetzung für die Her- 
stellung der Niederlassungsfreiheit auf diesem Ge- 
biet geschaffen. 

77 . Der Rat billigte ferner eine Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 2829/72 über das Gemeinschaftskontin- 
gent für den Güterkraftverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten, durch die eine Anpassung der Quoten 
der Beitrittstaaten am Gemeinschaftskontingent vor- 
genommen wird (Dänemark 141, bisher 120; Groß- 
britannien 227, bisher 193; Irland 42, bisher 36). 


Schließlich nahm der Rat eine von deutscher Seite 
eingebrachte (förmliche) Empfehlung nach Artikel 189 
EG-V an zur Ratifizierung des Europäischen Über- 
einkommens über die Arbeit des im internationalerii 
Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR), 

78 . In einer Erklärung zum Stand der gemeinsamen 
Verkehrspolitik unterstrich die Kommission noch 
einmal die Bedeutung ihres Konzepts vom 23. Okto- 
ber 1973 über die weitere Entwicklung der gemein- 
samen Verkehrspolitik. Dabei wies sie gleichzeitig 
auf den engen Zusammenhang zwischen Verkehrs- 
und Energiepolitik hin. Sie kündigte darüber hinaus 
Initiativen in den Bereichen der Infrastruktur-Koor- 
dination, der Verkehrssicherheit, der Häfen, der See- 
und Luftfahrtfragen an. Außerdem will die Kommis- 
sion auf der Grundlage ihrer Mitteilung vom 23. Ok- 
tober 1973 neue Vorschläge zur Organisation des 
gemeinsamen Verkehrsmarktes vorlegen. 

Belgien gab im Namen der Benelux-Staaten eine 
Erklärung ab, in der es für eine gemeinsame See- 
hafenpolitik in der EG plädiert. 

Weiter regt es eine verstärkte Koordinierung von 
Forschungsvorhaben im Bereich der Verkehrssicher- 
heit an. 

Die deutsche Delegation wies darauf hin, daß der 
Vorschlag der Kommission über die Einführung 
eines gemeinsamen Systems der Abgeltung der Be- 
nutzung der Verkehrswege vom 24. März 1971 bis- 
her vom Rat noch nicht behandelt worden ist. Sie 
teilt die Auffassung des Europäischen Parlaments, 
wonach ein solches System wichtiger Grundbestand- 
teil einer modernen Verkehrspolitik ist. Gleichzeitig 
wurde der Rat gebeten, auf der Grundlage des 
Kommissionsvorschlages vom Jahre 1971 möglichst 
schnell eine Lösung zu erarbeiten. 


IX. Forschung und Technologie 

79 . Aufbauend auf den Beratungen im Rahmen des 
Ausschusses für wissenschaftliche und technische 
Forschung (AwtF) hat die Kommission dem Rat eine 
Mitteilung mit Leitlinien zur Ausarbeitung einer ge- 
meinsamen Energieforschungspolitik übermittelt. 
Darin werden acht strategische Bereiche aufgezählt, 
auf denen die Kommission bis Ende dieses Jahres 
konkrete Forschungs Vorschläge vorzulegen beab- 
sichtigt. Die Arbeiten der mit der Bestandsaufnahme 
der Forschungs- und Entwicklungs-Aktivitäten auf 
dem Energiesektor betrauten ad-hoc-Gruppe des 
AwtF stehen kurz vor dem Abschluß. 

80 - Im AwtF konnte Einigkeit über ein erstes Ak- 
tionsprogramm im Bereich der wissenschaftlich-tech- 
nischen Information und Dokumentation für 1975 
bis 1977 erzielt werden, das die Kommission dem 
Rat in Kürze vorlegen wird. Damit- gelang es, nach 
langjährigen Vorbereitungen einen entscheidenden 
Schritt zur Verwirklichung der Ratsentschließung 
vom 24. Juni 1971 zu tun, welche die schrittweise 
Entwicklung eines europäischen Informations- und 
Dokumentationsnetzes zum Ziel hat. 
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81 . Das auf Grund von Ratsbeschlüssen unter Mit- 
wirkung der Kommission zustande gekommene Über- 
einkommen zur Errichtung des Europäischen Zen- 
trums für mittelfristige Wettervorhersage, das von 
16 westeuropäischen Staaten unterzeichnet wurde, 
liegt zur Zeit dem Bundestag zur Beschlußfassung 
vor. 

82 . Mit der Einigung auf ein erstes, wenn auch 
noch bescheidenes Programm auf dem Gebiet des 
öffentlichen Gesundheitswesens konnte auch auf 
einem weiteren sehr wichtigen Sektor ein gewisser 
Durchbruch erreicht werden. 


Euratom und EWG 

83 . Bei der Festlegung des Forschungsprogramms 
1973 bis 1976 bestimmte der Ministerrat, daß die 
Einzelprogramme zu Beginn des zweiten Jahres 
überprüft werden sollten. Die Kommission hat erst 
Ende April 1974 ihre Vorschläge dazu vorgelegt. 
Neben kleineren Änderungen einzelner Programme 
und einer Reserve für Gehaltssteigerungen von 50 
Millionen RE sind neue Forschungsvorhaben für die 
Anstalt Petten/Niederlande vorgesehen. Da die Bun- 
desregierung und mehrere andere Mitgliedstaaten 
diese Vorhaben (kohletechnische Untersuchungen, 
wissenschaftliche Unterstützung der Verwaltung der 
Zollunion) nicht als geeignet ansehen, konnte der 
Kommissionsvorschlag im Berichtszeitraum nicht ab- 
schießend behandelt werden. Gegenwärtig arbeitet 
die Kommission mehrere Alternativvorschläge für 
die Anstalt Petten aus. 

84 . In der am 4. Juni 1974 vom Rat verabschiedeten 
Entschließung über die Versorgung der Gemein- 
schaft mit angereichertem Uran wird den Betreibern 
von Anreicherungsanlagen der Diffusions- und Zen- 
trifugentechnologie empfohlen, ihren Gedankenaus- 
tausch im Hinblick auf eine konzertierte und harmo- 
nisdie Entwicklung der derzeitigen Projekte fortzu- 
setzen. Die Verbraucher von angereichertem Uran 
werden aufgefordert, bei wirtschaftlich gleichen Be- 
dingungen Aufträge vorzugsweise der europäischen 
Urananreicherungsindustrie zu erteilen. 

85 - Der Rat beschloß am 27. Juni 1974 die Verord- 
nung Nr. 1728/74 über die Koordinierung der Agrar- 
forschung. Die VO stützt sich insbesondere auf Ar- 
tikel 43 des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. Er sieht die Ein- 
richtung eines Ständigen Agrarforschungsausschus- 
ses vor, der die Agrarforschung der Mitgliedstaaten 
auf bestimmten, für die gemeinsame Agrarpolitik 
wichtigen Gebieten koordinieren und auch gemein- 
same Forschungsvorhaben von Forschungsinstituten 
der Mitgliedstaaten einleiten soll. 


EGKS 

86 , Im Berichtszeitraum wurde die Prüfung von 
35 Kohleforschungsprojekten abgeschlossen. Der Rat 


stimmte dem Antrag der Kommission zu, für diese 
Vorhaben rund 7,4 Millionen RE bereitzustellen. 
Ferner stimmte der Rat dem Antrag der Kommission 
zu, für 38 Stahlforschungsprojekte rd. 4,6 Millionen 
RE bereitzustellen. 


X. Sozialpolitik 

Durchführung des Sozialpolitischen 
Aktionsprogramms 

Nach Beratung durch die Arbeits- und Sozialmini- 
ster auf der Ratstagung am 10. Juni 1974 ist erst- 
mals über Maßnahmen entschieden worden, die in 
der „Entschließung des Rates zu einem Sozialpoliti- 
schen Aktionsprogramm" vom 21. Januar 1974 vor- 
gesehen sind. Vom Rat verabschiedet wurden: 

— Ein erstes gemeinschaftliches Aktionsprogramm 
zur beruflichen Rehabilitation von Behinderten. 

Im Rahmen des Programms sollen — zunächst 
begrenzt auf drei Jahre — die Zusammenarbeit 
zwischen ausgewählten Einrichtungen für Reha- 
bilitation und Ausbildung sowie die Durchfüh- 
rung von Modellmaßnahmen auf dem Gebiet der 
beruflichen Rehabilitation gefördert werden. Eine 
schrittweise Ausdehnung des Programms auf an- 
dere Bereiche, insbesondere auf die medizinische 
Rehabilitation und auf die Arbeit in beschützten 
Werkstätten ist vorgesehen. 

— Beschluß über die Beteiligung des Europäisdien 
Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten von Be- 
hinderten. 

Anlehnend an das soeben genannte Programm 
wird der Europäische Sozialfonds künftig auch 
dafür eingesetzt werden, zeitlich begrenzte Ak- 
tionen mit Modellcharakter, die eine qualitative 
Verbesserung der Möglichkeiten beruflicher Re- 
habilitation zum Ziel haben, zu fördern. Er wird 
ferner audi dafür eingesetzt, den besonderen 
Engpaß an Rehabilitationspersonal und an Spe- 
zialisten für die Ausbildung der Ausbilder von 
Rehabilitanden zu überwinden. 

— Beschluß über die Beteiligung des Europäisdien 
Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten von Wan- 
derarbeitnehmern. 

Ziel dieses auf drei Jahre befristeten Beschlus- 
ses ist die Verbreiterung der finanziellen Basis 
für die Unterstützung der Wanderarbeitnehmer- 
politik in der Gemeinschaft. Beiträge können ge- 
leistet werden zu 

# integrierten Programmen; das sind sich auf 
alle Phasen der Wanderung vom Heimatland 
über das Gastland und zurück in das Her- 
kunftsland erstreckende Programme. Sie kön- 
nen Maßnahmen der Umschulung, der Um- 
siedlung (einschließlich der Anpassung, wie 
Sprachunterricht) und besonderen Unterricht 
für Wanderarbeitnehmerkinder umfassen. Ihr 
geographischer Anwendungsbereich ist auf 
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die EG-Staaten und somit praktisch auf EG- 
Angehörige beschränkt. 

# Betreuungsmaßnahmen außerhalb von inte- 
grierten Programmen können sich hingegen 
auf Wanderarbeitnehmer sowohl aus Mit- 
glied- als auch aus Drittstaaten erstrecken. In 
diesem Rahmen können Programme zur Er- 
leichterung der Eingliederung im Gastland ge- 
fördert werden, wie Beratung, Sprachunter- 
richt und auch besonderer Unterricht für Kin- 
der von Wanderarbeitnehmern. 

# Aus- und Fortbildung von Sozialberatern und 
Lehrpersonal für Wanderarbeitnehmer und 
ihre Kinder. 

— Beschluß zur Einsetzung eines Beratenden Aus- 
schusses für Sicherheit, Arbeitshygiene und Ge- 
sundheitsschutz am Arbeitsplatz. 

Aufgabe dieses Ausschusses, in dem die Regie- 
rungen und die Tarifparteien gleichberechtigt 
vertreten sind, ist es, ein vorrangiges sozialpoli- 
tisches Ziel, nämlich die Verbesserungen der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen verwirklichen zu 
helfen. 

Weitere im sozialpolitischen Aktionsprogramm vor- 
gesehene Maßnahmen werden gegenwärtig in den 
zuständigen Arbeitsgruppen des Rates beraten, wie 
z. B. 

— die Errichtung eines Europäischen Zentrums für 
berufliche Bildung, 

— eine Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Anwen- 
dung des Grundsatzes der gleichen Entlohnung 
für Männer und Frauen, 

— die Festlegung der normalen Arbeitswoche von 
40 Stunden und von vier Wochen bezahlten Ur- 
laubs und 

— die Errichtung einer Europäischen Stiftung zur 
Verbesserung der Umwelt sowie der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen. 

Zu den Prioritäten des Sozialpolitischen Aktionspro- 
gramms der Gemeinschaft gehört die Ausarbeitung 
von Modellvorhaben zur Bekämpfung der Armut. 
Eine von der Kommission eingesetzte Arbeitsgruppe^ 
hat die wesentlichen Kriterien für die Auswahl dex 
Modellvorhaben entwickelt und diese Kriterien zu- 
sammen mit einem Katalog beispielhafter Projekt-* 
Entwürfe auf einem Seminar von Vertretern der Re- 
gierungen und Wohlfahrtsorganisationen und ande- 
ren Gutachtern überprüfen lassen. 

88. Außerhalb des Rahmens des Sozialpolitischen 
Aktionsprogramms verabschiedete der Rat in Erfül- 
lung einer entsprechenden Vorschrift des Zusatz- 
protokolls zum Assoziationsabkommen EWG-Tür- 
kei den Entwurf eines Beschlusses des Assoziations- 
rates über die Soziale Sicherheit der türkischen Ar- 
beitnehmer, die innerhalb der Gemeinschaft arbei- 
ten. 


Maßnahmen im Bereich der EGKS 

89 . Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
für von Stillegungs- und Betriebseinschränkungs- 
maßnahmen betroffene ArbeitnehmeT bei der Kom- 
mission acht Anträge auf Gewährung von Anpas- 
sungsbeihilfen zugunsten von 6 306 unmittelbar und 
1 920 mittelbar betroffenen Arbeitnehmem gestellt. 
Der Anteil der Kommission an den finanziellen Auf- 
wendungen für diese Anpassungsfälle wird voraus- 
sichtlich etwa 17,4 Millionen DM betragen. Hierbei 
leistet die Bundesregierung im Vergleich zur Betei- 
ligung der Kommission einen mindestens gleich 
hohen Beitrag. Insgesamt steht die Entscheidung der 
Kommission für 14 Anträge mit Beibilfesummen von 
insgesamt 33,6 Millionen DM noch aus. 

Was die Errichtung neuer mdustrieller Arbeitsplätze 
in den vom Strukturwandel betroffenen Montanre- 
vieren der Bundesrepublik anlangt, die von der 
Kommission gefördert wird, so wurde im Berichts- 
zeitraum ein Antrag mit einer Darlehenssumme von 
10 Millionen DM gestellt, für einen Antrag mit einer 
Darlehenssumme von 12 Millionen DM steht eine 
Entscheidung der Kommission noch aus, ein Antrag 
mit einer Darlehenssumme von 25 Millionen DM 
wurde von der Kommission bzw. dem Rat bewilligt. 


XI. Verbraucherpolitik 

90 . Der von der Kommission dem Rat zugeleitete 
Entwurf eines „Ersten Programms der Gemeinschaft 
zur Unterrichtung und zum Schutz der Verbraucher" 
ist von der Arbeitsgruppe des Rates weiter behan- 
delt worden. Das Programm soll noch in diesem Jahr 
vom Rat verabschiedet werden. 

91 . Zu dem vom Ministerrat am 17. September 1974 
ernannten deutschen Mitgliedern des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses für die neue vierjährige Man- 
datsperiode gehören drei Vertreter von Verbrau- 
cherinteressen, gegenüber einem Verbrauchervertre- 
ter in der vorigen Mandatsperiode. 


XII. Bildungspolitik 

Zusammenarbeit im Bildungswesen 

Zum zweiten Mal seit Bestehen der Europäischen 
Gemeinschaft fand am 6. Juni 1974 eine Tagung 
des Rates und Konferenz der Bildungsminister der 
Mitgliedstaaten der EG statt. Es gelang, auf dieser 
Tagung der europäischen Zusammenarbeit in der 
Bildungspolitik vor allem in zwei Bereichen neue 
Impulse zu geben: 

— Zur Frage der gegenseitigen Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise gemäß Artikel 57 EWG- 
Vertrag (d. h. im Hinblick auf Berufsausübung 
und Nlederlassungsrecht) wurde eine Resolution 
verabschiedet, die die allgemeine Übereinstim- 
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mung enthält, daß die Riditlhiiien über die gegen- 
seitige Anerkennung so wenig wie möglidi de- 
taillierte Ausbildungserfordernisse vorschreiben 
sollen. In der Vergangenheit hatte sich die Ar- 
beit an den Richtlinien immer wieder an der 
Frage des Umfangs der zu fordernden Ausbil- 
dungsprogramme (z. B. Festlegung genauer Stun- 
denzahlen für die einzelnen Fächer eines Ausbil- 
dungsganges) festgefahren. Die beschlossene 
Leitlinie setzt hier im Vertrauen auf eine weit- 
gehende Gleichwertigkeit und Vergleichbarkeit 
der Ausbildungsabschlüsse einen entscheidenden 
neuen Akzent. Damit wird der Weg zu einem 
flexibleren Verfahren eröffnet und zugleich idie 
Gefahr vermieden, durch starre quantitative Fest- 
legungen Studienreformen in den einzelnen Län- 
dern zu verhindern. 

— Hinsichtlich der Zusammenarbeit im Bildungswe- 
sen einigten sich diie Minister auf eine Reihe vor- 
rangiger Bereiche, für die ein Ausschuß aus Ver- 
tretem der Mitgliedstaaten und der Kommission 
bis spätestens Mitte 1975 konkrete Vorschläge 
ausarbeiten soll. Dieses Programm umfaßt ins- 
besondere die Verbesserung der Ausbildungs- 
möglichkeiten für ausländische Arbeitnehmer 
und ihre Kinder, diie Aufbereitung von Dokumen- 
tationen und Statistitken, die Zusammenarbeit 
der Hochschulen, die akademisch-e Anerkennung 
der Diplome und Studienzeiten, die Förderung 
der Freizügigkeit der Lehrkräfte, Lerneniden und 
Forscher sowie die Verbesserung von Chancen- 
gleichheit. 

Außerdem nahm der Rat einen Bericht über den 
Stand der Vorbereitungsarbeiten für das europäische 
Hochschulinstitut in Florenz entgegen, das seine Tä- 
tigkeit im Herbst 1975 aufnehmen soll. 

Berufsbildung 

93 . Die Kommission hat dem Rat im April 1974 den 
Vorschlag einer Verordnung zur Errichtung eines 
europäischen Zentrums für Berufsbildung vorgelegt. 
Der Verordnungsvorschlag wird z. Z. in der Gruppe 
Sozialfragen beraten. 


XIII. Umweltpolitik 

94 . In Durchführung des Umweltaktionsprogramms 
der Europäischen Gemeinschaften hat die Kommis- 
sion dem Rat im Berichtszeitraum folgende neue 
Aktionsvorschläge zugeleitet: 

— Entschliießung des Rats über Energie und Um- 
weltschutz 

— Empfehlung des Rats zur Durchsetzung des Ver- 
ursacherprinizips in der Gemeinschaft 

— Richtlinien des Rats über die Sammlung, Lage- 
rung und die Behandlung von Altöl, 

Zu diesen Vorschlägen sowie zu dem bereits früher 
vor gelegen Richtlinienvorschlag über Qualitätsan- 
forderungen an Oberflächenwasser, das zur Trink- 


wassergewinnung bestimmt ist, wurden in der beim 
Ausschuß der Ständigen Vertreter eingesetzten Rats- 
gruppe Umwelt entscheidungsreife Vorlagen erar- 
beitet; über sie soll im November 1974 vom Rat (Um- 
weltminister) entschieden werden. 

95 . Im Rat verabschiedet wurde am 15. Juli 1974 
eine Ergänzung der Vereinbarung vom 5. März 1973 
über die Unterrichtung der Kommission und der Mit- 
gliedstaaten im Hinblick auf die etwaige Harmonir 
siemng von Dringlichkeitsmaßnahmen im Bereich 
des Umweltschutzes für das gesamte Gebiet der Ge- 
meinschaft; sie stellt sicher, daß die Vereinbarung 
auf das inzwischen verabschiedete Umweltaktions- 
programm Anwendung findet. 

96 . Die Ratsgruppe Umwelt bereitet ferner umwelt- 
politische Stellungnahmen zu den Vorschlägen für 
Richtlinien 

— Über den zulässigen Bleigehalt im Benzin 

— über den zulässigen Schwefelgehalt im leichten 
Heizöl 

vor, die der Gruppe Wirtschaftsfragen zugeleitet 
werden sollen. 

Die Arbeiten der Expertengruppen bei der Kom- 
mission wurden fortgesetzt. Es werden im Rahmen 
der Kommission gegenwärtig weitere Richtlinienvox- 
schläge vorbereitet, die sich u. a. beziehen auf Fluß- 
und Meerwasser für Badezwecke, auf die Abfallbe- 
seitigung und auf die Lärmimmissionen bestimmter 
Baumaschinen. 

97 . Die Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft in internationalen Or- 
ganisationen sowie bei internationalen Konferenzen, 
die sich mit Problemen des Umweltschutzes befas- 
sen, wird erfolgreich praktiziert. Dies zeigte sich ins- 
besondere (im Rahmen ider Vereinten Nationen 
(UNEP), der OECD und der KSZE. 

98 . Ein Beschlußentwurf über den Beitritt der Ge- 
meinschaft zur Pariser Konvention über die Verhü- 
tung der Meeresverschmutzung vom Lande aus ist 
entscheidungsreif. Ein Beschluß über den Beitritt der 
Gemeinschaft zur Straßburger BinnengewässeTkon- 
vention des Europarats ist in Vorbereitung. 


XIV. Der Gemeinsame Markt 

Niederlassungsrecht und DIenstlelstungsverkehr 

99 . Während der deutschen Präsidentschaft war 
die BundesTegierung bestrebt, die Verwirklichung 
des Niederlassungsrechts voranzutreiben. So ist es 
gelungen, bei der Beratung der Richtlinienvorschläge 
„Ärzte" wesentliche Fortschritte zu erzielen, so daß 
die Verabschiedung dieser Vorschläge noch in die- 
sem Jahr möglich erscheint. Auch die Beratung der 
Richtlinienvorschläge „Architekten" wurde zügig 
fortgeführt. 
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Zum Komplex der pharmazeutischen Riditlinien hat 
die deutsche Präsidentschaft in der Frage der Quali- 
fikation der sadikundigen Person für die Heerstel- 
lung von Arzneimitteln einen Komp romiß Vorschlag 
in die Verhandlungen eingeführt, der eine Ände- 
rung der Apotheker- Ausbildung in der Bundesrepu- 
blik vermeidet. Die übrigen Vorschläge aus diesem 
Komplex hat die Kommission aufgrund der Bera- 
tungen des Europäischen Parlaments zurückgezogen 
bzw. ihre Rücknahme angekündigt. 

Im gewerblichen Bereich konnte die Beratung der 
Richtlinienvorschläge „Vertrieb von Giftstoffen", 
„Verschiedene Tätigkeiten", „Hilfsberufe des Ver- 
kehrs" und „Ambulanter Handel" auf Gruppenebene 
erfolgreich abgeschlossen werden. Die Verabschie- 
dung wurde jedoch zurückgestellt, bis die Auswir- 
kungen der Entscheidung des Europäischen Gerichts- 
hofs in der Rechtssache 2/74, wonach mit dem Ende 
der Übergangszeit noch bestehende Beschränkungen 
des Niederlassungsredits auch ohne Erlaß besonde- 
rer Richtlinien zu beseitigen sind, abschließend ge- 
prüft worden sind. 

Das genannte Urteil hat ferner besondere Bedeu- 
tung für die weitere Behandlung des Richtlinienvor- 
schlags „Rechtsanwälte", da es auch grundlegende 
Ausführungen über den Begriff der Ausübung öf- 
fentlicher Gewalt enthält. Die Verhandlungen über 
die Richtlinienvorschläge „Film" sind fortgeführt 
worden. 

Bei den Richtlinienvorschlägen „Verkehr" (Straßen- 
güterverkehr, Personenbeförderung im Straßenver- 
kehr, Binnenschiffahrt) ist damit zu rechnen, daß sie 
nach der Einigung des Verkehrsminis terra tes vom 
27. Juni 1974 über die Zugangsbedingungen zum Be- 
ruf des Straßengüterverkehrsuntemehmers zügig 
verabschiedet werden könne. 

Der für alle Bereiche des Niederlassungsrechts be- 
deutsame Richtlinienvorschlag über das Verbleibe- 
redit der Selbständigen nach Beendigung der Er- 
werbstätigkeit im Aufnahmeland konnte zur Ver- 
abschiedungsreife gebracht werden. 

Die Beratungen über den Richtlinienvorschlag der 
Kommission zur Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit für Lebensversicherungsuntemehmen wer- 
den im Oktober 1974 auf genommen. Ein neuer Richt- 
linienvorschlag der Kommission vom Mai 1974 be- 
trifft die Mitversicherung. Durch ihn soll ein erster 
Schritt auf dem Wege zur Verwirklichung der 
Dienstleistungsfreiheit für Direktversicherungsun- 
ternehmen getan werden. In den meisten Mitglied- 
istaaten darf ein Risiko nur durch Versicherer ge- 
deckt werden, die im Tätigkeitsland die Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb haben. Diese Beschränkung 
soll für Versicherer aus anderen Mitgliedstaaten 
beseitigt werden, wenn sie sich im Wege der Mit- 
versicherung an einem solchen Risiko beteiligen 
wollen. 


Gesellschaftsrecht 

100 . Die Beratungen zur Vorbereitung einer Richt- 
linie über das Recht der verbundenen Unternehmen 
(Konzernrichtlinie) und des Vorschlags für eine 


zweite gesellschaftsrechtliche Richtlinie (Kapital- 
schutzrichtlinie) wurden fortgesetzt. Der erste Teil 
der Kapitals chutzrichtlinie (Vorschriften vor allem 
über die Gründung der Aktiengesellschaft) konnte 
unter deutschem Vorsitz weitgehend abgeschlossen 
werden. 

101 . Zu dem Vorschlag der Kommission für eine 
Verordnung des Rats über das Statut über Europä- 
ische Aktiengesellschaften hat der Bundesrat am 
31. Mai 1974 Stellung genommen. Er hat den Vor- 
schlag in seinen Grundzügen begrüßt, allerdings eine 
Reihe von Änderungen angeregt. So hat er gefor- 
dert, den Zugang zur Europäischen Aktiengesell- 
schaft nicht uuf Aktiengesellschaften zu beschrän- 
ken. Die Mitbestimmungsregelung soll dem Grund- 
satz der Parität entsprechen. Das Europäische Par- 
lamenthat sich in seiner Steliungnahme vom 11. Juli 
1974 zu dem Verordnungsvorschlag ebenfalls für 
eine Erweiterung der Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer ausgesprochen. Der Aufsichtsrat der Europä- 
ischen Aktiengesellschaften soll danach zu je einem 
Drittel mit Vertretern der Anteileigner und der Ar- 
beitnöhmer besetzt werden; beide Gruppen von Ver- 
tretern sollen das gemeinsame Drittel hinzuwählen. 

102 . Ebenfalls fortgesetzt wurden die Beratungen 
über die Angleichung der Rechtsordnungen auf dem 
Gebiet der konsolidierten Jahresabschlüsse (Kon- 
zernbilanz, Konzern-Gewinn- und VeTlustrechnung 
sowie Konzerngeschäftsbericht) fort. 

103 - Der Bundesrat hat zu dem Vorschlag der Kom- 
mission für eine Vierte gesellschaftsrechtliche Richt- 
linie zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, 
die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im In- 
teresse der Gesellschafter sowie Dritter hinsichtlich 
der Gliederung und des Inhalts des Jahresabschlus- 
ses und des Lageberichts sowie hinsichtlich der Be- 
wertungsmethode und der Offenlegung dieser Do- 
kumente vorgeschrieben sind (Bilanzrichtlinie), Stel- 
lung genommen. 


Der gemeinsame Kohlemarkt 

104 . Die im Jahre 1973, insbesondere durch die 
Energie- bzw. Ölkrise eingetretene starke Nachfrage 
auf dem Kohlemarkt hat sich auch im 1. Halbjahr 
1974 fortgesetzt. Der Bedarf überstieg bei weitem 
das laufende Angebot, so daß seine Befriedigung nur 
durch einen weiteren Abbau der Haldenbestände 
möglich war. 

105 . Trotz erhöhter Nachfrage ging die Steinkoh- 
lenförderung der Gemeinschaft weiter zurück. Sie 
erreichte im 1. Halbjahr 1974 rd. 116 Millionen t imd 
lag damit um rd. 31 Millionen t oder rd. 21 v. H. un- 
ter dem Ergebnis des 1. Halbjahres 1973 (rd. 147 Mil- 
lionen t). Der hierin enthaltene streikbedingte För- 
derrückgang in Großbritannien betrug rd. 25 Millio- 
nen t oder über 30 v. H. In den übrigen Gernein- 
schaftsl ändern waren die Rückgangsquoten stark un- 
terschiedlich. Den geringsten Rückgang verzeichne te 
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die Bundesrepublik (— 6 v. H.), den höchsten die 
Niederlande (— 56 v. H.). 

106. Die Kokserzeugung der Zechen- und Hütten- 
kokereien stieg auch im 1. Halbjahr 1974 an. Das Er- 
gebnis des 1. Halbjahres 1973 von rd. 441 Millio- 
nen t wurde um rd. 1,5 Millionen t oder um annä- 
hernd 4 V. H. überschritten. Die höhere Kokserzeu- 
gung hat ihre Uirsache ausschließlich in der nach wie 
vor anhaltenden Hochkonjunktur auf dem Stahl- 
markt. 

107. Die Ende des Jahres 1973 bei den Zechen der 
Gemeinschaft noch vorhandenen Bestände an Kohle 
imd Koks in Höhe von rd. 35 Millionen t sind im 
1. Halbjahr 1974 stark, und zwar um etwa die Hälfte 
abgebaut worden (Endergebnis 1. Halbjahr liegt 
noch nicht vor). Von den beiden Hauptproduzenten 
bzw. Bestandshaltern benötigte Großbritannien seine 
Bestände im eigenen Land, während die Bundesre- 
publik von den 8 Millionen t Hai den entnahmen 
mehr als die Hälfte in andere Länder, vorwiegend in 
Länder der Gemeinschaft geliefert hat. 

108. Die Drittlandseinfuhren in die Gemeinschaft, 
die in der Regel im Rahmen bestehender Verträge 
erfolgen, haben sich im 1. Halbjahr 1974 auf etwa 
17 Millionen t gegenüber dem 1. Halbjahr 1973 (ca. 
14 Millionen t) erhöht. Ohne längerfristige Verträge 
ist Drittlandskohle z. Z. auf dem Weltmarkt kaum 
zu erhalten. 

109. Die allgemein erhöhte Nachfrage nach Stein- 
kohle und Steinkohlenerzeugnissen hat trotz eines 
von der Kommission für britische Kohle (infolge 
Streik) genehmigten Lieferstopps den Austausch von 
Kohle und Koks innerhalb der Gemeinschaft anstei- 
gen lassen. Allein der Hauptlieferant, die Bundes- 
republik, steigerte ihre Lieferungen um 26 v. H. (von 
10,9 Millionen t im 1. Halbjahr 1973 auf 13,7 Millio- 
nen t im 1. Halbjahr 1974), 

Auch die Ausfuhren aus der Gemeinschaft haben 
sich erhöht. Die praktisch allein exportierende Bun- 
desrepublik Deutschland lieferte im 1. Halbjahr 1974 
3,3 Millionen t gegenüber 1,7 Millionen t im 
1. Halbjahr 1973 in dritte Länder. Dies entspricht 
einem Anstieg um 94 v. H. 

110. Die Preise für Gemeinschafts- und Drittlands- 
kohle sind auch im 1. Halbjahr 1974 weiter ge- 
stiegen. Alle Reviere der Gemeinschaft erhöhten 
ihre Preise nicht unbeträchtlich. Die deutschen Re- 
viere hoben z. B. im Mai ihre Listenpreise um 
durchschnittlich 18v. H. an. Dies bedeutete für 
Kokskohle eine Erhöhung von 106,45 DM/t auf 
125,65 DM/t und für Kraftwerkskohle eine solche 
von 98,50 DM/t auf 117, — DM/t. Die Preise für 
Drittlandskohle sind im bisherigen Verlauf des Jah- 
res 1974 auf Grund der weltweiten starken Nach- 
frage laufend angestiegen. Im April belief sich nach 
der Bekanntmachung der Kommission der durch- 
schnittliche cif-ARA-Preis für Kokskohle aus Frei- 
wirtschaftsländern für die Stahlindustrie der Ge- 
meinschaft auf 40,50 $/t. Dies entsprach einem Welt- 


bewerbspreis von rd. 102, — DM/t. Er lag damit nur 
um gut 4, — DM/t unter dem damaligen Listenpreis 
für deutsche Kokskohle. Im August 1974 überstieg 
der Wettbewerbspreis für Drittlandskohle erstmals 
den derzeit gültigen Listenpreis von 125,65 DM/t. 

In Anbetracht der im 1. Halbjahr 1974 bestandenen 
Unsicherheiten bei den Preisen bzw. wegen der lau- 
fend veränderten Preisrelation zwischen Drittlands- 
kohle und Gemeinschaftskokskohle war über die 
Gewährung einer Kokskohlenbeihilfe in 1974 für 
Lieferungen an die Eisen- und Stahlindustrie der 
Gemeinschaft bis Anfang September noch nicht ent- 
schieden. 

Der gemeinsame Stahlmarkt 

111. Die Lage in der Stahlindustrie der Gemein- 
schaft war in der Referenzperiode durch ein extrem 
hohes Niveau der Nachfrage und das durch die vor- 
handenen Produktionskapazitäten begrenzte Ange- 
bot gekennzeichnet, obwohl sich verschiedene re- 
gionale und sektorale Probleme der Gemeinschaft 
nachteilig auf ihre allgemeine wirtschaftliche Ent- 
wicklung auswirkten. Im 1. Halbjahr 1974 hat sich 
die Rohstahlproduktion in den neun Mitgliedslän- 
dern gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeit- 
raum um 5,8 V. H. erhöht. Zwar wies Italien hierbei 
mit 24 V. H. den größten Zuwachs auf, jedoch ist zu 
berücksichtigen, daß diese beträchtliche Steige- 
rungsrate weitgehend auf das streikbedingt relativ 
niedrige Produktionsniveau der Vorjahresperiode 
zurückzuführen war und deshalb nicht ohne weite- 
res mit den Zuwachsraten in den restlichen Mit- 
gliedsländern verglichen werden kann. Produktions- 
einbußen um 16,5 V. H. infolge von Streiks im Stein- 
kohlenbergbau mußte Großbritannien hinnehmen. 

Die ausgeprägte Stahlkonjunktur wurde weitgehend 
von der anhaltend kräftigen Drittlandsnachfrage ge- 
tragen. Haben die Auftragseingänge auf Walzstahl 
in der Gemeinschaft in den ersten sechs Monaten 
des Jahres im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
insgesamt noch um 1,2 v. H. zugenommen, so 
war dies allein auf den Anstieg der Drittlandsauf- 
träge um 13,2 V. H. zurückzuführen, da die inländi- 
schen Auftragseingänge um 1,2 v. H. niedriger lagen. 
Auf Grund erneuter z. T, mehrfacher Anhebungen 
der Listenpreise sowie infolge der weiterhin sehr 
günstigen Erlössituation besonders auf den Dritt- 
landsmärkten im Bereichtszeitraum hat sich trotz 
zusätzlicher Belastungen auf der Kostenseite die 
Verbesserung der Ertragslage in der europäischen 
Stahlindustrie fortgesetzt. 

112. Im Schrottbereich blieb die Versorgungslage 
weiter angespannt, da die durch den Stahlboom be- 
dingte hohe Nachfrage anhielt. Verschärft wurde 
diese Situation durch die Beschränkungen bei den 
amerikanischen Schrottausfuhren, von denen primär 
zwar Italien, jedoch letztlich die gesamte Gemein- 
schaft betroffen waren. Infolge der Knappheit auf 
diesem Sektor lagen die Preise im April/Mai d. J. 
vorübergehend um ca. 200 v. H. höher als Ende 1972. 
Nicht zuletzt angesichts dieser Sachlage ist die Aus- 
fuhr von Schrott in dritte Länder weiter einge- 
schränkt worden. So können seit denj 1* April 1974 
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im Rahmen von Kontingenten nur noch mindere Sor- 
ten oder sogenannter Umweltschrott in dritte Län- 
der exportiert werden. 

113 . Die Genehmigung des Lizenzierungsverfah- 
rens für Exporte von Stahl und Stahlerzeugnissen, 
das von der britischen Regierung am 18. Februar 
1974 aus ihrer streikbedingten Notlage heraus ein- 
geführt worden war, wurde von der Kommission 
bis zum 1. Oktober 1974 verlängert. 

114 . Die Tendenz zur Konzentration und Schaf- 
fung größerer, wettbewerbsfähiger Unternehmens- 
einheiten in der Stahlindustrie setzte sich durch die 
Übernahme der Edel Stahlwerke Witten durch die 
August Thyssen Hütte sowie den Erwerb der Stahl- 
werke Südwestfalen durch die Friedrich Krupp Hüt- 
tenwerke GmbH im Berichtszeitraum fort. 


XV. Rechtsangleichung 
Gewerblicher Bereich 

115 . Im Berichtszeitraum hat der Rat fünf Richt- 
linien verabschiedet. 

Sie betreffen 

— Kfz-Lenkung (Unfallverhalten) 

— Kfz-Sitze (Widerstandsfähigkeit und Veranke- 
rung) 

— Kfz-Außenkanten 

— Rückspiegel von Ackerschleppern 

— Scheibenwischer und Sichtfeld von Ackerschlep- 
pern. 

Die Kommission hat dem Rat weitere zehn Vor- 
schläge für Richtlinien vorgelegt über 

— Ackerschlepper-Bremsanlagen 

— Ackerschlepper-Beleuchtungs- und -Signal- 
einrichtungen 

— Geräuschpegel in Ohrenhöhe bei Acker- 
schleppern 

— nahtlose Gasflaschen aus Aluminiumlegierung 

— geschweißte Gasflaschen aus unlegiertem Stahl 

— Kfz-Rückwärtsgang und Geschwindigkeitsmesser 

— Kfz- Verankerungen für Sicherheitsgurte 

— Abfüllung bestimmter Erzeugnisse nach Gewicht 
oder Volumen in Fertigpackungen 

— Zulassungs- und Eichgebühren bei Gaszählern 

— Meßkammertankwagen. 

116 . Die Arbeiten an den Richtlinien Vorschlägen 
zur Herstellung des freien Warenverkehrs mit Arz- 
neimitteln wurden fortgesetzt. Schwierigkeiten be- 
reitet insbesondere die Regelung hinsichtlich der 
Qualifikation der mit der Herstellung von Arznei- 
mitteln befaßten sachkundigen Personen. Die Bun- 


desregierung hofft, daß bald eine zufriedenstellende 
Lösung erreicht werden kann, damit die Richtlinien- 
vorschläge abschließend beraten und verabschiedet 
werden können. 

117 . Die Beratungen des geänderten Kommissions- 
vorschlags einer Koordinierungsrichtlinie zur Ver- 
gabe öffentlicher Lieferaufträge werden fortgesetzt. 
In vielen Punkten konnte bisher eine Einigung erzielt 
werden. Gesonderte Beratungen bei der Kommission 
und in der Gruppe Wirtschaftsfragen unter Beteili- 
gung von Fernmeldesachverständigen gelten den 
Problemen, die sich durch die Einbeziehung der 
öffentlichen Fernmeldeaufträge in den Anwendungs- 
bereich der Richtlinie ergeben. 


Lebensmitteirecht 

118 . In Ergänzung der Entschließung des Rates vom 
17. Dezember 1973 über die gemeinsame Industrie- 
politik hat der Ausschuß der Ständigen Vertreter 
„Praktische Vorkehrungen zur Verbesserung der 
Verfahren zur Harmonisierung der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften auf dem Agrar- und Lebens- 
mittelsektor" festgelegt, die eine zweckmäßigere 
Gestaltung und Rechtsangleichungsarbeiten, insbe- 
sondere bei der Behandlung allgemeiner Fragen in 
den Arbeitsgruppen des Rates gewährleisten sollen. 

119 . Der Rat hat am 18. Juni 1974 die Richtlinie 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten für Emulgatoren, Stabilisatoren, Ver- 
dickungs- und Geliermittel, die in Lebensmitteln 
verwendet werden dürfen, angenommen. In An- 
hang I der Richtlinie sind die Stoffe aufgeführt, die 
allgemein zugelassen werden. 

In einem zweiten Stadium wird der Rat über die 
Verwendungsbedingungen für jeden einzelnen der 
Stoffe zu entscheiden haben. 

Der Rat hat am 22. Juli 1974 eine Richtlinie zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten betreffend Honig verabschiedet. 

Diese Richtlinie definiert auf Gemeinschaftsebene 
den Begriff Honig, benennt die verschiedenen Ho- 
nigarten, die unter entsprechender Bezeichnung in 
den Verkehr gebracht werden können, legt die all- 
gemeinen und spezifischen Merkmale der Zusam- 
mensetzung fest und bestimmt die hauptsächlichen 
Kennzeichnungsangaben. 

Am 22. Juli 1974 hat der Rat die Richtlinie zur 
zehnten Änderung der Richtlinie 64/54/EWG zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten für konservierende Stoffe, die in Lebens- 
mitteln verwendet werden dürfen, angenommen. 
Diese Richtlinie erlaubt bis zum 1. Juli 1976 die 
Weiterverwendung von Thiabendazol zur Behand- 
lung von Zitrusfrüchten. 

Durch die Verordnung Nr. 2133/74 des Rates vom 
8. August 1974 zur Aufstellung allgemeiner Regeln 
für die Bezeichnung und Aufmachung der Weine 
und der Traubenmoste ist die Angleidiung des Wein- 
rechts in einem wichtigen Teilbereich weitergeführt 
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worden. Sie wird dazu beitragen, die Verbraucher- 
aufklärung zu verbessern und den rechtlichen Wett- 
bewerb in der Weinwirtschaft der EG zu fördern. 
Ferner werden durch die Verordnungen Nr. 1532/74 
und 1533/74 des Rates vom 17. Juni 1974 die be- 
stehenden Gemeinschaftsregelungen über den 
Höchstgehalt der Weine an Schwefeldioxyd und 
die Definition von Likörwein ausgestaltet. 

Von erheblicher Bedeutung für die Angleichung des 
Lebensmittelrechts wird die Richtlinie zur Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Kennzeichnung von Lebensmitteln sein, die 
im Entwurf von der Kommission nunmehr fertigge- 
stellt und den Mitgliedstaaten als Arbeitsdokument 
übersandt wurde. 

120. Am 16. April 1974 hat die Kommission die 
Einsetzung eines wissenchaftlichen Lebensmittelaus- 
schusses beschlossen. Der Ausschuß soll sich aus 
hochqualifizierten Wissenschaftlern auf den Gebie- 
ten der Medizin, der Ernährung, der Toxikologie, 
der Biologie, der Chemie und anderer verwandter 
Fachrichtungen zusammensetzen. Er kann von der 
Kommission zu allen Fragen des Schutzes des 
menschlichen Lebens und der menschlichen Gesund- 
heit im Lebensmittelbereich, insbesondere zu allen 
Fragen der Zusammensetzung der Lebensmittel und 
der Behandlung, die sie verändern können, der Ver- 
wendung von. Lebensmittelzusätzen und anderer Be- 
handlungsverfahren sowie des Vorhandenseins von 
Kontaminanten, gehört werden. 

Der Ausschuß hat seine erste Sitzung am 21. Juni 
1974 in Brüssel abgehalten. 


Veterinärrecht 

121. Mit der Entschließung des Rates vom 22. Juli 
1974 über das Veterinärwesen, den Pflanzenschutz 
und die Tieremährung ist für die in der Entschlie- 
ßung vom 17. Dezember 1973 nicht erfaßten Gebiete 
der Rechtsangleichung ein entsprechender Zeitplan 
aufgestellt worden. 

Der Rat hat ferner am 15. Juli 1974 beschlossen, die 
Geltungsdauer der Verfahren des Ständigen Veteri- 
närausschusses um 18 Monate zu verlängern. 

122. Die Beratungen des Verordnungsentwurfes 
zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehrs mit Fleisch- 
erzeugnissen — zur Erarbeitung einer Gemein- 
schaftsregelung für die Rückstandsuntersuchung 
und die Ausführung der Tridiinensdiau — zur 
Änderung der Richtlinie zur Regelung gesundheit- 
licher Fragen beim Handelsverkehr mit frischem 
Geflügelfleisch und zur Ausführung der gemein- 
schaftlichen Verfahren nach der Richtlinie zur Re- 
gelung viehseuchenrechtlicher und gesundheitlicher 
Fragen bei der Einfuhr von Rindern und Schweinen 
und von frischem Fleisch aus Drittländern wurden 
fortgesetzt. 

123. Die Beratungen der Vorschläge für Verord- 
nungen über die tiergesundheitlichen und hygieni- 


schen Bedingungen, .denen rohe Vollmilch als Roh- 
stoff für die Herstellung von wärmebehandelter 
Milch und Erzeugnissen als solcher Milch entspre- 
chen muß und zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
bei der Herstellung und dem Inverkehrbringen von 
wärmebehandelter Milch sind wesentlich vorange- 
kommen, konnten jedoch nicht zum Abschluß ge- 
bracht werden. 


Tierschutzrecht 

124. Im September 1974 hat die Gruppe der Agrar- 
und Veterinärsadiverständigen den Vorschlag einer 
Richtlinie des Rates über das Betäuben von Tieren 
vor dem Schlachten beraten. Diese Richtlinie stellt 
einen ersten Schritt auf dem Wege der Harmonisie- 
rung tierschutzrechtlicher Vorschriften der Mit- 
gliedstaaten der EG dar. 


Futtermittelrecht 

125. Die gemeinsdiaftlidien Regelungen über Zu- 
satzstoffe in der Tierernährung wurden durch Erlaß 
weiterer Richtlinien der Kommission zur Änderung 
der Anhänge der Richtlinie des Rates über Zusatz- 
stoffe in der Tierernährung fortentwickelt; die Be- 
ratungen über den Vorschlag einer Richtlinie des 
Rates über den Verkehr mit Einzelfuttermitteln 
führten unter deutscher Präsidentschaft zu einer An- 
näherung bisher konträrer Standpunkte, so daß 
erfreuliche Fortschritte bei der von der Bundes- 
regierung angestrebten Harmonisierung zu verzeich- 
nen sind. 


Düngemittelrecht 

126. Die Arbeitsgruppe des Rates setzte die Bera- 
tung des Kommissionsvorschlags zur Rechtsharmo- 
nisierung für Düngemittel fort. Es bestehen noch er- 
hebliche Gegensätze hinsichtlich der Festlegung von 
Toleranzen bei Gehaltsangaben. Darüber hinaus ha- 
ben die drei neuen Mitgliedstaaten abweichende 
Vorstellungen über die Kennzeichnungsvorschriften. 

Saatgutrecht 

127. Der Rat hat zusätzliche Entscheidungen für 
Gleichstellungen von Saatgut-Anerkennungsverfah- 
ren und Feldbesichtigungsverfahren in dritten Län- 
dern verabschiedet. Dadurch wird die Saatguterzeu- 
gung deutscher Sorten in weiteren Drittländern er- 
leichtert. 


Zollrecht 

128. Das Gemeinschaftsrecht, das die Zollverwal- 
tungen durdizuführen haben, ist in vielen Bereichen 
derartig kompliziert, daß die richtige und fristge- 
rechte Anwendung nicht mehr in vollem Umfang ge- 
währleistet ist und die Zollbeamten erheblich be- 
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lastet sind. Im Berichtszeitraum wurden zwei wich- 
tige Maßnahmen zur Vereinfachung des Gemein- 
schaf tsr echt s getroffen. 

Der Rat hat in seiner „Entschließung über die Maß- 
nahmen zur Vereinfachung der Aufgaben der Zoll- 
verwaltungen" vom 27. Juni 1974 anerkannt, daß bei 
der Ausarbeitung der Gemeinschaftsvorschriften da- 
für Sorge zu tragen ist, daß die Zollverwaltungen 
diese ohne übermäßige Schwierigkeiten anwenden 
können. Außerdem hat der Rat festgelegt, daß künf- 
tig Änderungen des Gemeinsamen Zolltarifs grund- 
sätzlich höchstens zweimal jährlich vorgenommen 
werden, keine rückwirkende Kraft mehr haben und 
mindestens sechs Wochen vor ihrem Inkrafttreten im 
Amtsblatt der EG veröffentlicht werden. 

Ferner hat die Bundesregierung dem Rat ein „Memo- 
randum zur Vereinfachung des zur Durchführung der 
Zollunion und der gemeinsamen Marktorganisation 
erlassenen Gemeinschaftsrechts" vorgelegt. Dieses 
Memorandum ist aus den Vereinfachungsvorschlä- 
gen hervorgegangen, die Arbeitsgruppen im Herbst 
1973 auf Weisung des damaligen Finanzministers 
Schmidt auf Grund der Tagung zur Lage der Zollver- 
waltung erarbeitet hatten. Der Rat hat die Kommis- 
sion Anfang Juli aufgefordert, bis zum Jahresende 
zu diesen Vorschlägen Stellung zu nehmen. 

129 . Die Vielzahl der von der Zollverwaltung zu 
leistenden Aufgaben aus dem EAGFL (Ausfuhr- 
erstattungen, Ausgleichsbeträge, Käuferprämien für 
Rohtabak) haben die Bearbeitung bei einer für das 
gesamte Bundesgebiet zuständigen Zollstelle (Zen- 
tralisierung) und den Einsatz einer Datenverarbei- 
tungsanlage (Automation) erforderlich gemacht. Zu- 
letzt wurde ab Mai 1974 die Gewährung der Aus- 
gleichsbeträge Beitritt in dieses Verfahren einbe- 
zogen. 

Die Datenverarbeitungsanlage soll noch in diesem 
Jahr auch für die zentralisierte Erhebung von Aus- 
fuhrabgaben eingesetzt werden. 

130 . Die Arbeiten zur Harmonisierung des Zoll- 
rechts wurden fortgesetzt. 

Der Rat hat am 4. Juni 1974 eine Verordnung erlas- 
sen, die die Zollbefreiung von Waren regelt, die an- 
läßlich von Katastrophen eingeführt werden. 

Die Kommission hat dem Rat inzwischen vorgelegt 

— Vorschlag einer Richtlinie zur Harmonisierung 
der Verfahren für die Überführung von Waren 
in den zollrechtlich freien Verkehr, 

— Vorschlag einer Verordnung über die von den 
Zöllen des Gemeinsamen Zolltarifs befreite Ein- 
fuhr von Gegenständen erzieherischen, wissen- 
schaftlichen oder kulturellen Charakters, 

— Vorschlag einer Verordnung über die zolltarif- 
liche Behandlung von Waren, die in das Zollge- 
biet der Gemeinschaft zurückkehren, 

— Vorschlag einer Verordnung über die zollrecht- 
liche Behandlung von zu Erprobungs- oder Un- 
tersuchungszwecken eingeführten Waren, 

— zwei Vorschläge zur Änderung der Zollwert-Ver- 
ordnung. 


Kapitalverkehr 

131 . Das Europäische Parlament und der Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß haben zu dem Richt- 
linienvorschlag und dem Entwurf einer Empfehlung 
über die Einführung eines Prospekts für die Zulas- 
sung von Wertpapieren zur amtlichen Börsennotiz 
Stellung genommen. Der Rat dürfte in Kürze mit der 
Behandlung der beiden Kommissionsvorschläge be- 
ginnen. 

Die Arbeiten an der Harmonisierung der Vorschrif- 
ten auf den Gebieten des Börsen- und des Invest- 
mentrechts sind im Berichtszeitraum in den Sachver- 
ständigengruppen fortgeführt worden; die in diesem 
Rahmen eingesetzte Untergruppe zur Erarbeitung 
von Vorschriften über die Information der Erwerber 
von Investmentanteilen und über die laufende Publi- 
zität der Investmentgesellschaften hat ihre Arbeiten 
abgeschlossen. 


Europäisches Patentrecht 

132 . Als 16. Staat hat das Fürstentum Monaco das 
Europäische Patentübereinkommen unterzeichnet. 

133 . Die Luxemburger Konferenz zur Unterzeich- 

nung des Übereinkommens über das Gemeinschafts- 
patent mußte auf Antrag der britischen Delegation 
vertagt werden. Die Sachverständigengruppe „Ge- 
meinschaftspatent" hat im September 1974 die von 
der britischen Delegation vorgelegten neuen Vor- 
schläge zum Übereinkommen über das Gemein- 
schaftspatent einer ersten Überprüfung unterzogen. 
Die Arbeiten der Sachverständigengruppe sollen 
nach Möglichkeit so rechtzeitig abgeschlossen wer- 
den, daß die Konferenz zur Unterzeichnung des 
Übereinkommens im Sommer oder Herbst 1975 statt- 
finden kann. Voraussichtlich im Oktober 1974 wird 
darüber entschieden werden, ob an der Vereinba- 
rung der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft festge- 
halten werden soll, das bereits Unterzeichnete Euro- 
päische Patentübereinkommen nur zusammen mit 
dem vorgesehenen Übereinkommen über das Ge- 
meinschaftspatent zu ratifizieren und in Kraft zu 
setzen. ' 


Abbau von Grenzkontrollen zwischen den 
Gemeinschaftsstaaten 

134 , In der Bundesrepublik Deutschland ist zur 
Durchführung der Richtlinie des Rates vom 24. April 
1972 betreffend die Angleichung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten bezüglich der Kraftfahrzeug- 
haftpflichtversicherung und der Kontrolle der ent- 
sprechenden Versicherungspflicht die Verordnung 
vom 8. Mai 1974 ergangen. Damit werden Fahrzeuge 
aus den EG-Staaten sowie aus Österreich, der 
Schweiz, Finnland; Norwegen und Schweden an den 
Binnengrenzen der Europäischen Gemeinschaften 
und deren Außengrenzen zu den genannten Dritt- 
ländern mit Wirkung vom 15. Mai 1974 nicht mehr 
auf das Bestehen einer Haftpflichtversicherung kon- 


26 



Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode DrUCkSdChO 7 


trolliert; anstelle der „grünen Versicherungskarte" 
gilt das amtliche Kennzeichen als Nachweis. 


Internationale Übereinkommen 

135 . Die Sachverständigen der Mitgliedstaaten setz- 
ten bei der Kommission unter dem Vorsitz von Pro- 
fessor Goldman ihre Beratungen zur Anpassung des 
Entwurfs eines Übereinkommens über die internatio- 
nale Verschmelzung von Aktiengesellschaften an die 
durch den Beitritt Dänemarks, des Vereinigten Kö- 
nigreichs und Irlands die entstandene Lage fort. 

136 . Die Beratungen der Regierungssachverständi- 
gen zur Vorbereitung eines Übereinkommens über 
den Konkurs, Vergleiche und ähnliche Verfahren 
sind — unter Beteiligung der drei neuen Mitglied- 
staaten — fortgesetzt worden. 

137 . Der schon seit längerem erarbeitete Entwurf 
eines Übereinkommens über die Verantwortlichkeit 
und den Schutz der Beamten der Europäischen Ge- 
meinschaften auf dem Gebiet des Strafrechts, über 
den die sechs alten Mitgliedstaaten grundsätzMches 
Einverständnis erzielt haben, ist in der Arbeits- 
gruppe „Beamtenstrafrecht" unter Beteiligung der 
Delegationen der neu beigetretenen Mitgliedstaaten 
weiter erörtert worden. Die rechtlichen Schwierig- 
keiten, die insbesondere die dem angelsächsischen 
Rechtskreis angehörenden neuen Mitgliedstaaten bei 
der Annahme des Entwurfs haben, werden Gegen- 
stand der nächsten Sitzung ider Arbeitsgruppe im 
Oktober 1974 sein. 

138 . Die Arbeiten an einem Übereinkommen über 
die strafrechtliche Ahndung von Zuwiderhandlungen 
gegen Norme n des Gemeins chafts rechts haben in 
zwei Sitzungen (Mai/ Juni 1974) des Redaktions- 
komitees der Arbeitsgruppe „Wirtschaftsstrafrechts" 
zu einem Vorentwurf geführt, der auf der nächsten 
Vollsitzung der Arbeitsgruppe im Oktober 1974 er- 
örtert werden wird. 

139 . Die aus Anlaß des Beitritts der drei neuen 
Mitgliedstaaten aufgenommenen Verhandlungen der 
Regierungssachverständigen über die Anpassung 
des Übereinkommens vom 27. September 1968 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstrek- 
kung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Han- 
delssachen sind fortgesetzt worden und haben in 
wichtigen Grundfragen bereits zu Ergebnissen ge- 
führt. Weitere Sitzungen sind in Abständen von je- 
weils 'drei Monaten vorgesehen. 

140 . Irland ist dem Übereinkommen vom 7. Sep- 
tember 1967 über gegenseitige Unterstützung der 
Zollverwaltungen mit Wirkung vom 1. August 1974 
beigetreten. Nunmehr wird dieses überednkommen 
von allen Mitgliedstaaten angewendet. 

141 . Auf Grund eines Kompromisses zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft, der künftig 
eine angemessene Beteiligung der Gemeinschaft bei 


der Ausihandliung von internationalen Zollabkom- 
men und den Beitritt der Gemeinschaft zu diesem 
Abkommen sicherstellt, konnte die Gemeinschaft das 
Internationale Übereinkommen über die Vereinfa- 
chung und Harmonisierung der Zollverfahren (Kon- 
vention von Kyoto) unterzeichnen. 

142 . Außerdem beauftragte der Ministerrat die 
Kommission, sich an den internationalen Verhand- 
lungen über ein harmonisiiertes System zur Bezeich- 
nung und Kodierung von Waren und über die Revi- 
sion des TIR-Übereinkommens zu beteiligen. 


C. Außenbeziehungen 


XVI. Außenwirtschaftspolitik 


Zollpolitik 

143 . Die Europäische Gemeinschaft hat die Zoll- 
sätze gegenüber dem assoziierten Malta für nahezu 
alle gewerblichen Waren über die vertragliche Ver- 
pflichtung hinausgehend für das Jahr 1974 vollstän- 
dig ausgesetzt. Gleichzeitig werden die Zölle für be- 
stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse gesenkt. 

144 . Die EG hat die Zollbegünstigungen zugunsten 
Marokkos und Tunesiens nach Ablauf der Assozi- 
ierungsabkommen (31. August 1974) autonom bis 
zum Inkrafttreten eines neuen Abkommens, späte- 
stens bis 31. August 1975, verlängert. 

145 . Zur Förderung der Ausfuhren der Färöer hat 
die Gemeinschaft dn ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung am 1. September 1974 mit dem schrittweisen 
Zollabbau für gewerbliche Erzeugnisse mit Ursprung 
und Herkunft aus den Färöern begonnen. Zu diesem 
Zeitpunkt wurden die Einfuhrzölle für dieses Gebiet 
des Königreichs Dänemark auf 60 v. H. der am 
1. Januar 1972 tatsächlich angewandten Zollsätze 
gesenkt. Am 1. Januar 1975 und 1. Januar 1976 wer- 
den weitere Zollsatzsenkungen um je 20 v.H. folgen. 
Da die Fischerei für die Färöer von lebenswichtiger 
Bedeutung ist, werden auch für die Erzeugnisse die- 
ses Wirts chaftzwei ge s die Zölle in drei Stufen auf 
den für jedes Erzeugnis festgesetzten Satz gesenkt. 
Mit der ersten Stufe wurde ebenfalls am 1. Septem- 
ber 1974 begonnen. 

146 . Die Gemeinschaft stimmte am 31. Mai 1974 
einer weiteren Verbesserung des Angebots in den 
Zollausgleichsverhandlungen nach Artikel XXIV 
Abs. 6 GATT zu. Damit konnten die Verhandlungen 
nach fast anderthalbjähriger Dauer abgeschlossen 
und eine günstige Ausgangsbasds für die multilate- 
ralen HaDdelsverhandlungen dm GATT geschaffen 
werden. 
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Handelspolitik 

147 - Die Bundesrepublik Deutschland hatte maßge- 
benden Anteil an der konstruktiven Mitairbeit der 
Europäischen Gemeinschaft bei den Vorbereitungen 
für die multilateralen GATT- Verhandlungen. Deo: 
GATT-Handelsverhanjdlungsaus schuß konnte auf 
seiner Tagung Mitte Juli 1974 eine positive Zwi- 
schenbilanz über den Stand der analytischen und 
istatistischen Arbeiten ziehen. Dabei ging es im we- 
sentlichen um folgende Aufgaben, die von der Euro- 
päischen Gemeinschaft aktiv mitverfolgt wurden: 

— Aktualisierung der Zolltarif Studie für industrielle 
Erzeugnisse 

— Überarbeitung der Zusammenstellungen über 
nicht-zo 11 tarifliche Handelöhemmnisse im geweib- 
lichen Bereich 

— Ergänzung des Agrar- Aibeitsprogramms von 
1967 sowie Zusammenstellung von Daten und 
Analysen der Weltagrarmärkte 

— Eestlegung deir Referenzzölle, des Referenzjahres, 
der Statistiken und der Rechnungseinheit für die 
Verhandlungen 

— Aufnahme und Fortsetzung der Arbeiten über 

# Ein- und Ausfuhrbeschränkungen 

# Ausfuhrsubventionen 

# Kodex für Ausgleichszölle (evtl, auch bei 
Agrarprodukten) 

# Verpackung und Etikettieirung (evtl, auch bei 
Agrarprodukten) 

# Einfuhrdokumente 

# Gesundheitsregeliungen 

# Tropische Erzeugnisse. 

Parallel mit den Erörterungen im GATT-Handelsver- 
handlungsausschuß und dessen Gruppen haben in 
Brüssel die Beratungen über die Konkretisierung 
des gemeinschaftMchen Globalkonzepts vom 26. Juni 
1973 begonnen. Ziel dieser Arbeiten ist die Verab- 
schiedung von Verhandlungsdirektiven für die Kom- 
mission, die gemäß Artikel 113 EWG-V die Ver- 
handlungen für die Gemeinschaft führt. Die Bundes- 
regierung hat ein erhebliches Interesse an einer 
möglichst weltoffenen Ausgestaltung der Verhand- 
lungsrichtlinien der Gemeinschaft. Sie befürwortet 
eine Einbeziehung der Probleme der Exportbeschrän- 
kungen und des Rohstoff handeis in die Tokio-Runde, 
die durch die jüngsten Entwicklungen der Weltwirt- 
schaft noch größere Aktualität als bisher gewonnen 
hat 

Erste Erörterungen über eine Anpassung der Orga- 
nisationsstruktur des GATT an die veränderten 
weltwirtschaftMchen Bedingungen wurden von der 
Europäischen Gemeinschaft in einem aufgeschlosse- 
nen Geist verfolgt. Dabei zeigte sich ein grundsätz- 
liches Interesse der Gemeinschaft und ihrer Mitglied- 
staaten, die Zusammenarbeit zwischen GATT und 
IWF durch institutionelle Vorkehrungen zu verbes- 
sern. 


148 . Nach Unterzeichnung des multilateralen Tex- 
tilabkommens einigte sich die Gemeinschaft über die 
Frage der Zusammensetzung des neuen internatio- 
nalen Textilüberwachungsorgans. Sie notifizierte die 
bestehenden Beschränkungen ihres Textilhandels. 
Die anschMeßenden Beratungen konzentrierten sich 
auf die Benennung der Produkte und Länder, für 
deren Handel Beschränkungen aufrechterhalten wer- 
den sollen, wobei die Bundesregierung einen maßge- 
benden Anteil an der liberalen Ausrichtung dieser 
Arbeiten hatte. Die Erörterungen über die in ein 
Selbstbesdiränkungsabkommen mit Indien und Paki- 
stan aufzunehmenden Produkte konnten bereits ab- 
geschlossen werden. Um langfristig einen einheit- 
lichen Textilmarkt zu erreichen, wird angestrebt, 
die Anteile ider Einfuhr der einzelnen EG-Mitglied- 
staaten entsprechend ihrer wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit anzugleichen. Die Diiskussionen hier- 
über sind noch nicht abgeschlossen. 

149 . Die Gemeinschaft spielte eine positive Rolle 
bei der Vorbereitunig der Stillhalteverpflichtung vom 
30. Mai 1974, wonach sich alle OECD-Länder gemein- 
sam bereit erklärten, für ein Jahr von neuen Be- 
schränkungen des Warenverkehrs und anderer lau- 
fender Transaktionen sowie von einer künstlichen 
Stimulierung der sichtbaren und unsichtbaren Aus- 
fuhren zur Bekämpfung von Zahlungsbilanzdefizi- 
ten abzusehen. Sie beteiligte sich ferner an der Ta- 
gung des OECD-Handelsausschusses am 25./26, Juni 
1974, deren Hauptthemen die jüngsten Entwicklun- 
gen auf den Weltrohst off märkten und die Möglich- 
keiten einer gleichgewichtigen Berücksichtigung der 
Interessen der Bin- und Ausfuhrländer von Rohstof- 
fen waren. 

150 . Nach mehrjährigen Beratungen verabschiedete 
der Rat am 21. Mai 1974 die Neufassung der Einfuhr- 
regelung der Gemeinschaft für die Waren, die ge- 
genüber Drittländern, mit Ausnahme der Staatshan- 
delsländer, liberalisiert sind (VO 1439/74). Die neue 
Regelung ersetzt die VO 1025/70. 

Folgende drei Grundsätze wurden in das Einfuhr- 
recht der Gemeinschaft eingeführt, (die allerdings 
noch nicht ausnahmslos gelten) : Alleiniges Kriterium 
für idie genehmigungsfreie Einfuhr einer Ware ist 
der Warenursprung; bei gemeinschaftlich liberali- 
sierten Waren dürfen keine vorherigen Einfuhrdo- 
kumente verlangt werden; bei gemeinschaftlicher 
oder nationaler Überwachung müssen die Einfuhr- 
dokumente an Importeure der Gemeinschaft unab- 
hängig vom Ort ihrer Niederlassung erteilt werden. 

Die Verankeiung dieser Grundsätze in der neuen 
Verordnung stellt einen wichtigen Beitrag zur Ver- 
vollständigung des gemeinschaftlichen Außenwirt- 
schaftsrechts dar. Die Bundesregierung hat hierzu 
wesentlich beigetragen. 

151 . Der Rat hat am 22. Juli 1974 die Entscheidung 
über die Einführung eines KonsultationsverfahTens 
für Kooperationsabkommen der Mitgliedstaaten mit 
dritten Ländern verabschiedet. Danach sind Koope- 
rationsabkommen und staatliche Maßnahmen in 
Ausführung dieser Abkommen der Kommission und 
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den anderen Milgl'iedstaaten zu notifizieren. Auf 
Antrag der Kommission oder eines Mitgliedsfaals 
finden Konsultationen statt mit dem Ziel, die Verein- 
barkeit der Abkommen mit der gemeinsamen Han- 
delspolitik zu überprüfen, eine Koordinierung der 
Aktionen der Mitgliedstaiaten zu ermöglichen und 
die Zweckmäßigkeit von Maßnahmen der Gemein- 
sdiaft zur Unterstützung der Kooperation zu unter- 
suchen. 

Die Entscheidung, die u. a. einen Ansatz für eine 
spätere gemednsame Kooperationspolitik schafft, hat 
zunächst Bedeutung für Abkommen mit Staatshan- 
delsländern und erdölproduzierenden Ländern. 

Die Bundesregierung hat sich bei den Beratungen 
auf der Ebene ides Rats mit Nachdruck für die Ein- 
führung dieses Verfahrens eingesetzt. 

152. Schwierigkeiten in einigen Bereichen land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse haben zu handelspoliti- 
schen Schutzmaßnahmen geführt (Aussetzung der 
Erteilung von Einfuhrlizenzen für Schlachtrinder und 
Rindfleisch, Erhöhung der Zusatzabschöpfungen für 
bestimmte Geflügelteile, Beschränkung der Einfuhr 
von Pilzkonserven). Die Bundesregierung betrachtet 
diese Entwicklung, die die Beziehungen der Gemein- 
schaft zu Drittländern teilweise erheblich belastet, 
mit Sorge. 

153- Bei den Verhandlungen über die Harmonisie- 
rung der staatlichen Exportkreditversicherungen der 
Mitgliedstaaten hat sich gezeigt, daß insbesondere 
die tiefgreifenden Unters^iede zwischen den kon- 
tinentalen Exportkreditversicherungssystemen und 
dem britischen System das bisherige Harmonisie- 
rungskonzept in Frage stellen, das eine in die Einzel- 
heiten gehende Gleichschaltung der nationalen Ver- 
sicherungsbedingungen und -entgelte vorsah. Die 
Kommission hat deshalb neue Vorschläge unterbrei- 
tet, die die Harmonisierung auf gemeinschaftliche 
Grundsätze beschränken sollen. Mit dieser neuen 
Orientierung haben sich im Prinzip alle Mitglied- 
staaten einverstanden erklärt. Zur Zeit wird geprüft, 
welche Grundsätze harmonisiert werden sollen. 

154. Um den internationalen Konditionenwettlauf 
bei Exportkrediten zu stoppen, wurden Verhandlun- 
gen zwischen den gemeinschaftlich auftretenden Mit- 
gliedstaaten der EG einerseits und USA sowie Japan 
andererseits mit dem Ziel aufgenommen, ein Gent- 
lemen's Agreement über Mindestzinsen und Höchst- 
laufzeiten für staatlich unterstützte Ausfuhrkredite 
abzuschließen. Die Verhandlungen führten zu einer 
fortschreitenden Annäherung der Standpunkte und 
ließen den Wunsch aller Beteiligten na^ baldigem 
Abschluß erkennen. 


Beziehungen zu Drittstaaten 

EG — Staatshandelsländer 

155. Mit Rücksicht darauf, daß die Handelsabkom- 
men der Mitgliedstaaten mit einzelnen Staatshan- 


delsländern Ende 1974 auslaufen, erklärte der Rat 
auf deutsche Initiative am 7. Mai 1974 die Bereit- 
schaft der Gemeinschaft, Verhandlungen über Han- 
delsabkommen mit einzelnen Staatshandelsländern 
aufzunehmen. Diese Erklärung hat der Rat am 
17. September 1974 durch einen Beschluß konkreti- 
siert, den einzelnen Staatshandelsländern ein An- 
gebot für den Abschluß von Handelsabkommen zu 
machen. 

Zur Zeit wird in den Gremien der Gemeinschaft ein 
Abkommensrahmen erarbeitet, der Grundlage die- 
ses Angebots sein soll. Daneben werden Grundzüge 
einer autonomen Handelspolitik entwickelt, die für 
den Fall des vertragslosen Zustands gelten sollen. 

Auf Initiative der deutschen Präsidentschaft hat der 
Rat am 7. Mai 1974 bestätigt, daß die Gemeinschaft 
auch ihrerseits zu Kontakten mit dem RGW bereit 
ist. Im September hat daraufhin Kommissionspräsi- 
dent Ortoli von RGW-Generalsekretär Fadjew eine 
offizielle Einladung nach Moskau erhalten. Die Kom- 
mission bereitet z. Z. eine Antwort auf diese Ein- 
ladung vor. 

EG — Kanada 

156. Kanada hat der EG-Kommission am 20. April 
1974 ein Aide-memoire übergeben, worin es den 
Wunsch zum Ausdruck bringt, vertragliche Bezie- 
hungen mit der Gemeinschaft aufzunehmen. Zu die- 
sem Zweck wird zunächst der Abschluß eines Han- 
delsabkommens vorgeschlagen. Die Antwort der Ge- 
meinschaft auf das Aide-memoire der kanadischen 
Regierung wird in Brüssel noch geprüft. 

EG — USA 

157. Die Beziehungen der EG zu den USA auf han- 
delspolitischem Gebiet haben sich im Frühjahr und 
Sommer 1974 entspannt. Dazu hat vor allem der 
befriedigende Abschluß der Ausgleichs Verhandlun- 
gen nach Artikel XXIV, 6 GATT beigetragen. Un- 
mittelbarer Ausdruck dieser neuen Entwicklung ist 
die vorläufige Aufhebung eines Teils der Retorsions- 
zölle aus der Zeit des „Hähnchenkriegs". 

EG — Japan 

158. Japan und die EG vereinbarten am 31. Mai 
1974 die Errichtung eines EG- Verbindungsbüros in 
Tokio. 


EG — Uruguay, EG — Brasilien, EG — Argentinien 

159. Das Handelsabkommen der EG mit Uruguay 
und das Handelsabkommen der EG mit Brasilien sind 
am 1. August 1974 in Kraft getreten. Das Handels- 
abkommen zwischen der EG und Argentinien von 
1971 läuft auf Wunsch Argentiniens zum 31. Dezem- 
ber 1974 aus. Argentinien strebt ein umfassendes 
Abkommen mit der EG an. 
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XVII. Beziehungen zu Mittelmeerländern 

160. Der Rat hat auf seiner Tagung am 16. Sep- 
tember 1974 ergänzende Direktiven zur Fortsetzung 
und zum Abschluß der Verhandlungen mit den 
Maghrebländern (Algerien, Marokko, Tunesien) so- 
wie mit Spanien, Israel und Malta verabschiedet. 

Die Gemeinschaft wird den Partnerländern weitere 
Zugeständnisse im gewerblichen und im Agrarsek- 
tor anbieten, sowie im Bereich der wirtschaftlichen 
Kooperation ihre Vorstellungen präzisieren. Den 
Maghrebländern und Malta gegenüber kann die Ge- 
meinschaft nunmehr ein Angebot über Umfang und 
Konditionen der in Aussicht genommenen finanziel- 
len Zusammenarbeit unterbreiten und zusätzliche 
Regelungen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit 
zugunsten maghrebinischer Wanderarbeiter Vor- 
schlägen. 

Die Verhandlungen mit den Partnerländern werden 
auf der Grundlage des neuen Angebots der Gemein- 
schaft fortgesetzt. 

161. Nach der Ablösung des bisherigen Regimes 
hat die neue griechische Regierung unverzüglich mit 
den Gemeinschaftsinstitutionen Kontakt aufgenom- 
men, um die Wiederherstellung normaler Beziehun- 
gen und die Fortentwicklung der seit 1967 „einge- 
frorenen" Assoziation zu erörtern. Auf seiner Ta- 
gung am 17. September 1974 hat der Rat seine un- 
eingeschränkte Bereitschaft erklärt, die Arbeit der 
Assoziation wiederzubeleben und zu diesem Zweck 
mit den Vertretern der griechischen Regierung im 
Assoziationsrat auf Ministerebene zusammenzutref- 
fen, Gleichzeitig hat der Rat beschlossen, den bis 
1967 nicht in Anspruch genommenen Darlehensrest- 
betrag von rd. 56 Millionen S aus dem Finanzproto- 
koll zum Assoziationsabkommen freizugeben und 
Verhandlungen über den Abschluß eines zweiten 
Finanzprotokolls anzubieten. 


XVIII. Beziehungen zu EFTA-Staaten 

162. Bei der Anwendung der Freihandelsabkommen 
mit den nicht beigetretenen EFTA-Staaten (Öster- 
reich, Schweden, Schweiz, Island, Portugal, Norwe- 
gen) ergaben sich keine Probleme. Die in den Ge- 
mischten Ausschüssen geleistete Arbeit führte zur 
Verbesserung der Handelsbeziehungen. Insbeson- 
dere wurde eine Vereinfachung der in den Abkom- 
men vorgesehenen Warenverkehrsbescheinigungen 
EUR, 1 beschlossen. 


XIX. Assoziierungen und Abkommen 
mit außereuropäischen Staaten 

Beziehungen zu den afrikanischen und überseeischen 
Entwicklungsländern 

163. Die Verhandlungen der Gemeinschaft mit 44 
Entwicklungsländern auf der Grundlage des Proto- 


kolls Nr. 22 zum Beitrittsvertrag — darunter die bis- 
herigen Partner des Jaunde- und Arusha- Abkom- 
mens — haben durch die Ministerkonferenz in 
Kingston/ Jamaika am 25. /26. Juli 1974 neue Impulse 
erhalten. Zu wichtigen Punkten im Bereich des 
Warenverkehrs und der industriellen Zusammen- 
arbeit konnten gemeinsame Leitlinien für die weite- 
ren Verhandlungen erarbeitet werden, über die 
Grundsätze eines Systems finanzieller Hilfsmaßnah- 
men zugunsten derjenigen Länder, deren Wirtschaft 
im besonderen Maße vom Export von Grundstoffen 
abhängt (Abschnitt III des o. g. Protokolls) wurde 
Einigung erzielt. Die künftige Regelung für die Ein- 
fuhr von Zucker konnte in diesem Zusammenhang 
nicht gelöst werden, da sich die Gemeinschaft noch 
nicht zu einer einheitlichen Haltung durchringen 
konnte. Als wesentlicher Fortschritt im Sinne der 
von der Bundesregierung stets vertretenen Auffas- 
sung ist jedoch das Angebot an die Partnerländer 
zu werten, zollfreien Marktzugang für deren Export- 
erzeugnisse ohne entsprechende Gegenleistung zu 
gewähren. Offengeblieben ist in Kingston die Höhe 
des künftigen Entwicklungsfonds. Die Partnerländer 
forderten eine Dotierung von 8 Mrd. RE, eine 
Summe, die die Möglichkeiten der Gemeinschaft bei 
weitem übersteigt. Es wurde in Aussicht genommen, 
die Verhandlungen bis November 1974 abzusdilie- 
ßen, damit das Abkommen noch im Dezember unter- 
zeichnet werden kann. 


XX. Gemeinschaftliche Politik 
der Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern 

164. In diesem Bereich konnten im Berichtszeitraum 
wesentliche Fortschritte erzielt werden. Dem Rat 
(Entwicklungsminister) ist es in seinen Sitzungen 
vom 30, April, 13. Juni und 16. Juli 1974 gelungen, 
sich auf der Basis der von der Gruppe „Zusammen- 
arbeit in Entwicklungsfragen" geleisteten Vorar- 
beiten auf ein erstes Gesamtkonzept einer gemein- 
schaftlichen Entwicklungspolitik zu einigen und da- 
mit den von der Pariser Gipfelkonferenz im Oktober 
1972 erteilten Auftrag weitgehend zu erfüllen. Ins- 
gesamt hat der Rat hierzu 10 Entschließungen ange- 
nommen. Besonders bemerkenswert sind die Be- 
schlüsse über die Harmonisierung und Koordinie- 
rung der Entwicklungspolitik der Mitgliedstaaten 
sowie über den Grundsatz finanzieller und techni- 
scher Hilfen der Gemeinschaft für nicht assoziierte 
Entwicklungsländer. 

Einige der beschlossenen Maßnahmen sind bereits 
in Angriff genommen worden. Für technische Hilfe 
an nicht assoziierte Entwicklungsländer zur Han- 
dels- und Integrationsförderung werden im kommen- 
den EG-Haushalt Mittel bereitgestellt. Die entwick- 
lungspolitische Gesamtkoordinierung der Haltung 
von Gemeinschaft und Mitgliedstaaten bei inter- 
nationalen Konferenzen konnte wesentlich verstärkt 
werden (so z. B. bei der Vorbereitung der im No- 
vember dieses Jahres stattfindenden Welternäh- 
rungskonferenz) . 
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165 . Auch hinsichtlich der entwicklungspolitischen 
Folgemaßnahmen der 6. Sonder-Generalversamm- 
lung der VN hat 3ie Gemeinschaft ihre Geschlossen- 
heit bewiesen. Sie erklärte sich am 25. Juni 1974 
gegenüber der VN bereit, bei Erfüllung gewisser 
Bedingungen (Beitrag anderer Geber, Einigung über 
Modalitäten der Hilfe) zu dem Notprogramm für die 
durch die Energie- und Rohstoffsituation am mei- 
sten betroffenen Entwicklungsländer einen wesent- 
lichen Beitrag (ein Sechstel der Gesamtsumme, bis 
zu einem Höchstbetrag von 500 Millionen $) zu 
leisten. Der Rat beschloß am 3. Oktober 1974, eine 
Tranche von 150 Millionen $ zur Verfügung zu stel- 
len, nachdem er festgestellt hatte, daß in dieser 
Höhe die an die Gemeinschaftszusage geknüpften 
Bedingungen erfüllt sind. 

166 . Am 30. April 1974 stimmte der Rat der Ver- 
längerung des Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommens 
um zunächst ein Jahr mit einem EG-Beitrag von rd. 
1,3 Millionen t Getreide zu. 
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